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Die Weimarer Republik 
 

Freiheit und Recht sind Zwillingsschwestern. Die Freiheit kann sich nur in fester staatlicher 
Ordnung gestalten. Sie zu schützen und wieder herzustellen, wo sie angetastet wird, das ist 
das erste Gebot derer, die die Freiheit lieben. 
Friedrich Ebert (1871-1925, deutscher Politiker) 

Gründung der "Weimarer Republik" 
In Berlin brach am 9. November 1918 eine Revolution aus. Am Morgen rief der Berliner Ar-
beiter- und Soldatenrat zum Generalstreik auf. Trotz Massendemonstrationen von Arbeitern 
und Soldaten erhielt das Militär um 13 Uhr Schießverbot.  
Reichskanzler Prinz Max von Baden gab am 9. November 1918 den Rücktritt des deutschen 
Kaisers Wilhelm II. bekannt und trat danach ebenfalls zurück. 
Philipp Scheidemann (1865-1939, SPD-Politiker, emigrierte 1933) verkündete am 9. Novem-
ber 1918, um 14.00 Uhr, die Bildung der vorläufigen "Deutschen Republik" und übertrug die 
Regierungsgeschäfte an den SPD-Vorsitzenden Friedrich Ebert (x191/25). 
Die Unabhängigen Sozialdemokraten (der Spartakusbund und andere radikale Gruppen) ver-
langten am 9. November 1918 die Errichtung eines Rätestaates nach dem Vorbild Sowjet-
Rußlands. Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg und Karl Radek, die tatkräftigen und zielbewuß-
ten Anführer der Spartakisten, forderten die sofortige Verstaatlichung der gesamten Wirt-
schaft.  
Am 10. November 1918 floh Kaiser Wilhelm II. nach Holland. Alle deutschen Landesfürsten 
traten anschließend widerstandslos zurück.  
Das "Berliner Tageblatt" berichtete am 10. November 1918 über das unrühmliche Ende der 
Monarchie (x191/26): >>Eine riesige Militärorganisation schien alles zu umfassen, in den 
Ämtern und Ministerien thronte eine scheinbar unbesiegbare Bürokratie. Gestern früh war das 
alles noch da, gestern nachmittag existierte nichts mehr davon. ...<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den letzten deutschen Kaiser 
"Wilhelm II." (x051/645): >>Wilhelm II., geboren in Potsdam, 27.1.1859, gestorben in Doorn 
(Niederlande) 4.6.1941, deutscher Kaiser und König von Preußen (1888-1918). 
Der von starkem monarchischem Sendungsbewußtsein durchdrungene Wilhelm geriet nach 
der Thronbesteigung rasch in Konflikt mit dem Reichsgründer Bismarck, der im Innern sei-
nem Popularitätsdrang (sozialpolitische Scheinprogressivität) entgegenstand und es nach au-
ßen nach Wilhelms Meinung an selbstbewußtem Auftreten fehlen ließ.  
Die Nach-Bismarck-Ära war dann auch gekennzeichnet von sozialpolitischen Rückzügen und 
konzeptlos-martialischem Auftreten. Konnten die innenpolitischen Gegensätze noch durch 
eine relative Prosperität unter Kontrolle gehalten werden, so führte das außenpolitische 
Draufgängertum (Flottenrüstung, wechselnde Annäherungen, "Nibelungentreue" zu Wien, 
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naive Taktlosigkeiten) zur außenpolitischen Isolierung des Reiches und in den Ersten Welt-
krieg.  
Nach dem Sturz der Monarchie ging Wilhelm am 10.11.18 ins holländische Exil, dankte am 
28.11.18 ab und setzte auf baldige Restauration in Deutschland. V.a. vom nationalsozialisti-
schen Aufstieg erhoffte er sich die Rückberufung (Januar 31 und Mai 32 Besuche Görings in 
Doorn), mußte aber nach Hindenburgs Tod (2.8.34) diese Illusion begraben und sprach vom 
Dritten Reich fortan nur als "Mostrichrepublik" ("braun und scharf").  
Beim Einmarsch deutscher Truppen in Holland 1940 war höheren Offizieren der Kontakt mit 
Wilhelm untersagt, dem aber militärische Ehren bei der Beisetzung gewährt wurden. Den heu-
tigen Leser der Reden und Notizen Wilhelms erstaunt die Ähnlichkeit mit Hitlers Simplifizie-
rungen, nur waren sie im Gegensatz zum Diktator beim Kaiser bloße Pose.<< 
Die Deutschen fühlten sich von der Staatsführung hintergangen. Besonders in der Arbeiter-
schaft regte sich offene Feindschaft gegen den Kaiser. Der Adel und das Großbürgertum, die 
größtenteils ebenfalls nicht informiert waren, reagierten ratlos und verwirrt.  
Die Spartakisten riefen am 10. November 1918 in Berlin zum Sturz der "Deutschen Republik" 
auf (x073/100-101).  
General Wilhelm Groener (1867-1939, seit Oktober 1918 Nachfolger Ludendorffs als Gene-
ralquartiermeister der Obersten Heeresleitung, leitete nach dem Kriegsende die Rückführung 
und Demobilisierung des deutschen Heeres) führte am 10. November 1918 geheime Verhand-
lungen mit Friedrich Ebert. 
Am 19. Dezember 1918 stimmte der Reichskongreß der Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin 
über die Streitfrage ab: "Rätestaat oder demokratische Republik?" Der Kongreß entschied sich 
schließlich am 19. Dezember 1918 mit 400 gegen 50 Stimmen für die Einberufung einer Na-
tionalversammlung (x059/49).  
Nach der Abstimmungsniederlage versuchten die Spartakisten, ihren diktatorischen Rätestaat 
gewaltsam durchzusetzen. Unter Leitung des deutsch-sowjetischen Politikers Karl Radek be-
schlossen die Delegierten des Spartakusbundes am 30. Dezember 1918 die Gründung der 
Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD). Den KPD-Vorsitz übernahm Wilhelm Pieck 
(1876-1960, später Präsident der DDR).  
Die KPD verfolgte von Anfang das Ziel, jegliche parlamentarische Ordnung zu zerstören. Na-
turgemäß nutzte man das bestehende Chaos und die große Massenverelendung konsequent 
aus. Mit ihren bekannten Parolen ("Proletarier aller Länder, vereinigt euch" etc.) gaukelten die 
Kommunisten den verzweifelten Deutschen ein "Arbeiter- und Bauernparadies" vor, daß an-
geblich mit Lenins Hilfe im Deutschen Reich entstehen sollte. 
Am 5. Januar 1919 entschlossen sich die russisch-sowjetisch gelenkten Kommunisten schließ-
lich, unter Führung von Karl Liebknecht (1871-1919) und Rosa Luxemburg (1870-1919), die 
proletarische Diktatur gewaltsam zu erzwingen. Als die Kommunisten nach heftigen Straßen-
kämpfen die Berliner Reichskanzlei angriffen, ließ Gustav Noske (1868-1946, SPD-Politiker, 
1918/1919 Oberbefehlshaber der Freikorps) Freiwilligenverbände des deutschen Heeres in 
Berlin einrücken, um den bewaffneten Aufstand des linksradikalen Spartakusbundes vom 
5.01. bis zum 15.01.1919 blutig niederzuschlagen. 
Im Deutschen Reich, daß bisher fast keine politischen Morde kannte (Ausnahme: Ermordung 
Wallensteins), ereigneten sich während des Spartakusaufstandes erstmalig politische Morde. 
Die KPD-Führer Liebknecht und Luxemburg wurden am 15. Januar 1919 in Berlin verhaftet 
und von Regierungssoldaten ermordet. Im Verlauf des Spartakusaufstandes kamen etwa 1.200 
Menschen um (x122/433). Karl Radek (eigentlicher Name: Sobelsohn, 1885-1939?) und an-
dere deutsche Kommunisten flohen später nach Rußland. Während Stalins "Säuberungen" 
wurde der Trotzkist Radek nach Sibirien verbannt (1933) und wahrscheinlich im Jahre 1937 
liquidiert ("Prozeß der 17").  



 3 

Am 19. Januar 1919 fand die Wahl zur Nationalversammlung statt. Bei dieser Wahl, bei der 
erstmals auch Frauen wählen durften, erhielten SPD, Zentrum und DDP mit 341 von 423 Sit-
zen mehr als 80 % der Mandate (x059/49, x149/36). 
Der SPD-Politiker Friedrich Ebert (Vorsitzender des Rates der Volksbeauftragten) eröffnete 
am 6. Februar 1919 in Weimar die Nationalversammlung mit folgender Rede (x092/779): 
>>Meine Damen und Herren, die Reichsregierung begrüßt durch mich die Verfassunggebende 
Versammlung der deutschen Nation.  
Besonders herzlich grüße ich die Frauen, die zum erstenmal gleichberechtigt im Reichsparla-
ment erscheinen. Die provisorische Regierung verdankt ihr Mandat der Revolution; sie wird 
es in die Hände der Nationalversammlung zurücklegen. ... 
Mit den alten Königen und Fürsten von Gottes Gnaden ist es für immer vorbei. ...  
Das deutsche Volk ist frei, bleibt frei und regiert in aller Zukunft sich selbst. Diese Freiheit ist 
der einzige Trost, der dem deutschen Volke geblieben ist, der einzige Halt, an dem es aus dem 
Blutsumpf des Krieges und der Niederlage sich wieder herausarbeiten kann. 
Wir haben den Krieg verloren. Diese Tatsache ist keine Folge der Revolution. ... Die Revolu-
tion lehnt die Verantwortung ab für das Elend, in das die verfehlte Politik der alten Gewalten 
und der leichtfertige Übermut der Militaristen das deutsche Volk gestürzt haben. ...  
Die Waffenstillstandsbedingungen aber sind bisher unerhört hart und schonungslos durchge-
führt worden. Aus diesen Akten spricht alte Gewaltpolitik, spricht kein Geist der Versöhn-
lichkeit. ... 
Wir warnen die Gegner, uns nicht zum Äußersten zu treiben. Auch ein sozialistische Volksre-
gierung und gerade diese muß daran festhalten: lieber ärgste Entbehrung als Entehrung. ... 
Meine Damen und Herren, die provisorische Regierung hat eine sehr üble Erbschaft angetre-
ten. Wir waren im eigentlichen Sinne die Konkursverwalter des alten Regimes, alle Scheuer, 
alle Lager waren leer, alle Vorräte gingen zur Neige, der Kredit war erschüttert, die Moral tief 
gesunken. Wir haben, gestützt und gefördert vom Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte, 
unsere beste Kraft eingesetzt, die Gefahren und das Elend der Übergangszeit zu bekämpfen. 
Wir haben alles getan, um das wirtschaftliche Leben wieder in Gang zu bringen. ... 
Sozialismus ist uns Organisation, Ordnung und Solidarität, nicht Eigenmächtigkeit, Egoismus 
und Zerstörung. ... 
Wie der 9. November 1918 anknüpft an den 18. März 1848, so müssen wir hier in Weimar die 
Wandlung vollziehen vom Imperialismus zum Idealismus, von der Weltmacht zur geistigen 
Größe. ... Jetzt muß der Geist von Weimar, der Geist der großen Philosophen und Dichter, 
wieder unser Leben erfüllen. ...  
So wollen wir an die Arbeit gehen, unser großes Ziel fest vor Augen, das Recht des deutschen 
Volkes zu wahren, in Deutschland eine starke Demokratie zu verankern und sie mit wahrem 
sozialen Geist und sozialistischer Tat zu erfüllen.<< 
Am 11. Februar 1919 wählten die republikanischen Parteien (Sozialdemokraten, Zentrum und 
Demokratische Partei) Friedrich Ebert in Weimar zum Reichspräsidenten. Die Nationalver-
sammlung tagte damals in Weimar, weil in Berlin vielerorts noch schwere Unruhen herrsch-
ten.  
Reichspräsident Friedrich Ebert erklärte während seiner Antrittsrede am 11. Februar 1919 
(x073/97): >>... Freiheit und Recht sind Zwillingsschwestern. Die Freiheit kann sich nur in 
fester staatlicher Ordnung gestalten. Sie zu schützen und wieder herzustellen, wo sie angeta-
stet wird, das ist das erste Gebot derer, die die Freiheit lieben. Jede Gewaltherrschaft, von 
wem sie auch kommt, werden wir bekämpfen bis zum Äußersten. ... 
Den Frieden zu erringen, der der deutschen Nation das Selbstbestimmungsrecht sichert, die 
Verfassung auszubauen und zu behüten, die allen deutschen Männern und Frauen die politi-
sche Gleichberechtigung unbedingt verbürgt, dem deutschen Volke Arbeit und Brot zu schaf-
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fen, sein ganzes Wirtschaftsleben so zu gestalten, daß die Freiheit nicht Bettlerfreiheit, son-
dern Kulturfreiheit werde, das sei unseres Strebens Ziel.<< 
SPD, Zentrum und DDP bildeten am 13. Februar 1919 in Weimar eine Koalitionsregierung. 
Die sogenannte Weimarer Koalition wählte danach Philipp Scheidemann zum Ministerpräsi-
dent.  
Am 8. März 1919 wurde der Generalstreik in Berlin und in Thüringen nach erbitterten Kämp-
fen abgebrochen. Die gnadenlosen Kämpfe forderten etwa 1.000 Todesopfer (x034/38). 
Nach monatelangen schweren Kämpfen (mit über 3.000 Toten) setzten sich die bayerischen 
Freikorps im Mai 1919 durch und schlugen den Aufstand der Kommunisten in München nie-
der (x090/258). 
Die bayerische Landesregierung mußte damals Freikorps (ehemalige Offiziere und Soldaten 
der deutschen Wehrmacht) einsetzen, weil die Reichswehr nicht über genügend schlagkräftige 
Truppen verfügte. Die Freikorps wurden damals an vielen Orten des Deutschen Reiches und 
im Baltikum zur Unterdrückung von kommunistischen Umsturzversuchen oder zur Verteidi-
gung von deutschen Siedlungsgebieten eingesetzt. Diese Freikorps entwickelten sich in den 
folgenden Jahren zur Belastung für den demokratischen Staat, denn hier sammelten sich zu-
nehmend "verbitterte Landsknechte" und radikale Rechtsradikale, die sich später der rechtsra-
dikalen NSDAP anschlossen und zahlreiche "Fememorde" begingen. 
Am 31. Juli 1919 beschloß die deutsche Nationalversammlung bzw. die Weimarer Koalition 
(Sozialdemokraten, Demokraten und die Zentrumspartei) nach langen Beratungen in Weimar 
mit 262 gegen 75 Stimmen die neue Verfassung der "Weimarer Republik" (x034/60-61).  
Die Nationalversammlung verkündete schließlich nach 5monatiger Beratung am 11. August 
1919 die Weimarer Verfassung. Die Weimarer Verfassung wurde danach von Reichspräsident 
Friedrich Ebert unterzeichnet. 
Die Weimarer Verfassung wurde am 14. August 1919 im Reichsgesetzblatt veröffentlicht und 
die neue Verfassung des Deutschen Reiches trat damit in Kraft. 
Die Einleitung der Weimarer Verfassung lautete (x842/...):  
>>Präambel:  
Das deutsche Volk, einig in seinen Stämmen und von dem Willen beseelt, sein Reich in Frei-
heit und Gerechtigkeit zu erneuern und zu festigen, dem inneren und dem äußeren Frieden zu 
dienen und den gesellschaftlichen Fortschritt zu fördern, hat sich diese Verfassung gege-
ben.<<  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die "Weimarer Verfassung" (x051/629): >>Wei-
marer Verfassung, von der in Weimar tagenden deutschen Nationalversammlung am 31.7.19 
mit 262:75 Stimmen (dafür: SPD, Zentrum, DDP; dagegen: USPD, DNVP, DVP) verabschie-
dete, am 11.8. verkündete und am 14.8. in Kraft getretene Verfassung der Weimarer Republik.  
Der Entwurf zur Weimarer Verfassung stammte im wesentlichen von dem Staatsrechtler H. 
Preuß. Sie ist in eine Präambel, zwei Hauptteile und Schlußbestimmungen gegliedert; der er-
ste Hauptteil (Artikel 1-108) regelt "Aufbau und Aufgaben des Reichs", der zweite (Artikel 
109-165) enthält die "Grundrechte und Grundpflichten der Deutschen".  
Die Weimarer Verfassung machte das Deutsche Reich - erstmals in seiner Geschichte - zu 
einer Republik (Artikel 1), bestehend aus den 18 deutschen Ländern (Artikel 2) und mit den 
Reichsfarben schwarz-rot-gold (Artikel 3). Ihr Staatsaufbau war föderalistisch, ihr Regie-
rungssystem das einer parlamentarischen Demokratie, allerdings durchsetzt mit Elementen 
einer präsidialen und einer direkten Demokratie (Volkswahl und starke Stellung des Reichs-
präsidenten, Möglichkeit von Volksbegehren und Volksentscheid).  
Das zu einem Vielparteiensystem führende Verhältniswahlrecht (Artikel 22), das bloß de-
struktive Mißtrauensvotum gegen den Reichskanzler und jeden Reichsminister (Artikel 54), 
die fehlende Möglichkeit des Parteienverbots und das Notverordnungsrecht des Reichspräsi-
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denten (Artikel 48) waren Mängel der Weimarer Verfassung, die zur Auflösung der Republik 
und zur nationalsozialistischen Machtergreifung beitrugen.  
Durch die "Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat" vom 28.2.33, 
das Ermächtigungsgesetz vom 24.3.33 und die nationalsozialistische Gleichschaltung wurde 
die Weimarer Verfassung faktisch außer Kraft gesetzt; formell wurde sie während des Dritten 
Reiches nicht aufgehoben.<<  
Die bisherigen deutschen Bundesstaaten blieben als Länder erhalten, aber sie verloren wesent-
liche Rechte. Die Finanzverwaltung, Zoll, Post, Verkehr, das Heer und die Marine wurden 
direkt der deutschen Reichsregierung unterstellt. 
Alle Bewohner des Reiches waren gemäß der Weimarer Verfassung vor dem Gesetz gleich. 
Sie hatten das Recht, ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern. Männer und 
Frauen, die das 20. Lebensjahr vollendet hatten, besaßen das Wahlrecht. Sie wählten den 
Reichstag, der Gesetze beschloß.  
Der Reichspräsident, der für 7 Jahre vom Volk gewählt wurde, hatte den Oberbefehl über die 
Armee und besaß gemäß Artikel 48 herausragende Rechte. Falls es die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung erforderte, konnte der Reichspräsident z.B. gemäß Verfassung des Deutschen 
Reiches eigenmächtig den Reichskanzler abberufen bzw. ernennen, die Reichswehr einsetzen 
und vorübergehend sogar einen Teil der Grundrechte außer Kraft setzen (sogenannte "Notver-
ordnungen"). 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Notverordnungen" 
(x051/422): >>Notverordnungen, nach § 48 ("Diktaturparagraph") der Weimarer Verfassung 
Anordnungen des Reichspräsidenten mit Gesetzeskraft, die auf Verlangen der Reichstags-
mehrheit zurückgenommen werden mußten.  
Durch Notverordnungen konnte der Reichspräsident mit der Reichswehr gegen verfassungs-
widrig verfahrende Landesregierungen vorgehen (Absatz 1) und Grundrechte außer Kraft set-
zen (Absatz 2). Die Notverordnungen sollten allerdings auf "nötige Maßnahmen" beschränkt 
bleiben, deren beabsichtigte gesetzliche Definition aber unterblieb.  
So konnten sich die Notverordnungen in der Krise der Republik ab 1930 zum Ersatz für die 
Gesetzgebung des blockierten Reichstages entwickeln, der auch sein Aufhebungsrecht nicht 
nutzen konnte, weil die erforderlichen Mehrheiten fehlten und zudem das Gegenmittel des 
Reichspräsidenten, nämlich die Parlamentsauflösung nach § 25, drohte.  
Die Präsidialkabinette regierten nach Verlust auch der Tolerierungsmehrheit weitgehend mit 
Notverordnungen. 1932 wurden nur noch fünf Gesetze bei 66 Notverordnungen erlassen. Sie 
ebneten auch den Weg zur Diktatur Hitlers, der mit der "Notverordnung des Reichspräsiden-
ten zum Schutz von Volk und Staat" (Reichstagsbrandverordnung) vom 28.2.33. die Liquidie-
rung der Republik einleitete.<<  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die Gründung der Weimarer 
Republik (x057/224-225): >>Die Nationalversammlung wählte Ebert zum Reichspräsidenten, 
bildete die Regierung der Weimarer Koalition mit Sozialdemokraten, Demokraten und Zen-
trum und schuf nach den Plänen von Hugo Preuß die Verfassung des Deutschen Reiches (11. 
August 1919). Sie beruhte auf dem Gedanken der Demokratie und machte Deutschland zu 
einer parlamentarischen Republik mit einem Reichspräsidenten als Staatsoberhaupt, der, vom 
Volk gewählt, das Reich nach außen vertrat.  
Er hatte den Oberbefehl über die Wehrmacht, konnte den Reichstag auflösen, ferner einen 
Volksentscheid nach erfolgtem Volksbegehren herbeiführen und besaß nach Paragraph 48 das 
Recht, die Grundrechte und Grundpflichten teilweise aufzuheben, falls "die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung erheblich gestört oder gefährdet wird". Nach diesem Notverordnungs-
recht durfte er ohne den Reichstag Gesetze erlassen. 
Der Reichstag war die gesetzgebende Körperschaft, nach allgemeinen, gleichen, geheimen 
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Wahlen aller Männer und Frauen (von) über 20 Jahren gewählt. Die Reichsregierung bedurfte 
der Mehrheit des Parlaments (parlamentarische Regierungsform) und stand unter der Leitung 
des Reichskanzlers. 
Der Reichsrat umfaßte die Vertreter der Länder mit eigenen Landtagen und Landesregierun-
gen (Reichsrecht bricht Landrecht). So war das Deutsche Reich ein dezentralisierter Einheits-
staat mit den Reichsfarben schwarz-rot-gold (1848) und der Nationalhymne "Deutschland ü-
ber alles" (Hoffmann von Fallersleben) und hielt die Mitte zwischen Bundesstaat und Ein-
heitsstaat. Der in der Verfassung enthaltene Anschluß Österreichs (ebenfalls in der österrei-
chischen Verfassung enthalten) mußte auf Grund des Versailler Vertrages wieder fallen gelas-
sen werden. ...<< 
Dr. Hans Joachim Berbig (1935-2013) schrieb später über die Gründung der Weimarer Repu-
blik (x287/170-173): >>... Im Auftrag des deutschen Volkes verabschiedete die Weimarer 
Nationalversammlung im August 1919 eine neue Verfassung für das territorial verkleinerte 
Deutsche Reich, das laut Artikel 1 eine Republik war, in der die Staatsgewalt vom souveränen 
Volk ausging.  
Der Wille des Volkes äußerte sich in der Wahl des Reichstags, wobei durch das Frauenwahl-
recht eine staatsbürgerliche Gleichstellung von Männern und Frauen erfolgte. Die nunmehr als 
Länder bezeichneten Gliedstaaten des Reiches – das reichsunmittelbare Gebiet Elsaß-Loth-
ringen war verlorengegangen – waren im Reichsrat vertreten, der aber als Vertretung der Län-
derregierungen nur ein beschränktes Mitwirkungsrecht bei der Reichsgesetzgebung besaß. Ein 
Zweikammersystem sah die Weimarer Verfassung eben nicht vor!  
Dem direkt vom Volke gewählten Reichspräsidenten war eine fast monarchische Stellung ein-
geräumt worden, doch unterschied ihn von einem konstitutionellen Monarchen, daß er unter 
Anklage gestellt werden konnte. Wie allerdings die nationale Tradition mit der monarchischen 
noch verknüpft war, zeigte nicht nur die Rolle Hindenburgs als Ersatzkaiser, sondern auch die 
schwarz-weiß-rote Gesinnung Gustav Stresemanns, der als Reichskanzler und mehrfacher 
Außenminister der Republik nicht nur an den Idealen der schwarz-rot-goldenen Paulskirche 
orientiert war, sondern weiterhin Kaiser und König treu bleiben wollte und den Kronprinzen 
laufend über seine Politik unterrichtete. 
Mit der Formulierung von Grundrechten knüpfte die Weimarer Verfassung ausdrücklich an 
die Frankfurter Verfassung der Paulskirche an. Gleichfalls wie 1849 waren 1919 die Reichs-
farben schwarz-rot-gold; 1922 führte Reichspräsident Ebert das Deutschlandlied als offizielle 
Nationalhymne ein.  
Scheidemann, den Ebert zum Ministerpräsidenten eines Kabinetts der "Weimarer Koalition" 
ernannt hatte, trat bereits im Juni 1919 zurück, da er den Versailler Friedensvertrag nicht un-
terzeichnen wollte. Die Hypothek des Ersten Weltkrieges, von der Rechten mit der Dolchstoß-
legende abgetan, lastete schwer auf der ersten deutschen Republik und konfrontierte sie mit 
schwierigen außenpolitischen Fragen. 
So sah Artikel 61 der Weimarer Verfassung den Anschluß Deutsch-Österreichs an das Deut-
sche Reich vor, den die provisorische Nationalversammlung Deutsch-Österreichs schon am 
12. November 1918 verkündet hatte.  
Die deutschsprachigen Bewohner des alten Österreichs hatten sich auch noch nach 1866 als 
Deutsche gefühlt. Wenn es nur nach dem Willen des Volkes gegangen wäre, wäre eine Ent-
wicklung zu einem demokratisch-republikanischen Großdeutschland möglich gewesen. Denn 
nach dem politischen Zerfall des habsburgischen Vielvölkerstaates hätten die deutschen Öster-
reicher Deutsche werden können.  
Obwohl ... Wilson eine Grenzziehung nach klar erkennbaren Sprachgrenzen im Sinn des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker versprochen hatte, wurde weder auf die deutsche 
Volks- und Sprachzugehörigkeit der Südtiroler Rücksicht genommen noch auf die der Sude-
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tendeutschen, die sich vielmehr als nationale Minderheit in einem Staate wiederfanden, in 
dem sich die Tschechen die Rechte eines Mehrheitsvolkes anmaßten. 
... Am 6. September 1919 erklärte der Staatskanzler Renner in seinem Bericht über die Ergeb-
nisse von St. Germain vor der Nationalversammlung in Wien: "Deutsch-Österreich wird nie-
mals darauf verzichten, die Wiedervereinigung mit dem Deutschen Reich als das Ziel seiner 
friedlichen Politik zu betrachten."  
In der gleichen Sitzung legte die Konstituierende Nationalversammlung der Republik Deut-
sch-Österreich gegen die Einbeziehung der Deutschen Böhmens und Mährens, deren Sied-
lungsgebiet von Deutsch-Österreich als eigenes Bundesland reklamiert worden war, in die 
neue CSR Verwahrung ein. Die Siegermächte von Versailles setzten sich über die Inan-
spruchnahme des Selbstbestimmungsrechtes durch die Deutschen hinweg.  
Dennoch blieben die dem Versailler Friedensvertrag entgegenstehenden Bestimmungen in 
Artikel 61 Abs. 2 der Weimarer Verfassung als Bekenntnis zum Ziele der nationalen Weiter-
entwicklung formell stehen, wurden also nicht aufgehoben, sondern ruhten nur, d.h. sie blie-
ben infolge des Nichtigkeitsprotokolls vom 23. September 1919 unwirksam. 
In der Zweiten Republik Österreich, dem Beispiel für das Wiedererstehen eines untergegange-
nen Staatswesens, hießen die Bewohner nach dem Zweiten Weltkrieg allerdings nicht mehr 
Deutsche, sondern Österreicher. Lediglich die deutschsprachigen Bewohner Südtirols, das 
politisch bis 1919 zu Österreich gehörte, bezeichnen sich heute noch als Deutsche, nicht als 
Österreicher. ...<< 
 
Die ersten Jahre der Weimarer Republik 
Als der kommunistische Terrorismus stärker wurde, entwickelte sich schnell eine nationalso-
zialistische Gegenbewegung, die den "roten Terror" mit dem "braunen Terror" bekämpfte. Die 
Kommunisten und Nationalsozialisten kämpften zwar angeblich gegen den Nationalsozialis-
mus bzw. gegen den Kommunismus, aber beide Gruppen verfolgten letztlich die gleichen ra-
dikalen diktatorischen Ziele. Sowohl die KPD als auch die NSDAP strebten bereits frühzeitig 
die gewaltsame Terrorherrschaft und Vernichtung der deutschen Demokratie an.  
Trotz der fast hoffnungslosen Lage stellten sich mutige, pflichtbewußte deutsche Politiker den 
gewaltigen Aufgaben der Nachkriegsjahre. Oftmals gelang es den deutschen Regierungen nur 
mit letzter Kraft die äußeren Grenzen zu schützen, den Terror der Kommunisten und Nationa-
listen zu bekämpfen sowie die Reparationszahlungen und die Bewahrung der Staatseinheit in 
den Griff zu bekommen.  
Der deutsche Historiker Dr. Willi Eilers berichtete später über die innenpolitische Entwick-
lung der Weimarer Republik (x057/225-227): >>... Häufige Regierungs- und Koalitionswech-
sel verschärften das innerparlamentarische Leben, zumal die rechts- und linksradikalen Grup-
pen und Parteien in steter Opposition zu Regierung und Staat ständig anwuchsen. Nach den 
Aufständen linksradikaler Elemente in Berlin und München und nach Putschversuchen von 
rechts (Kapp) erschütterten zahlreiche politische Morde den neuen Staat: die Kommunisten-
führer Liebknecht und Rosa Luxemburg, die Reichsminister Erzberger und Rathenau.  
Ende 1923 kam es zu einer Krise zwischen dem Reich und Sachsen (linkradikale Regierung 
Zeigner) sowie Bayern, wo "nationale Kräfte" sich vom Reich lösen wollten und ein Putsch-
versuch des Führers der neuen nationalsozialistischen Partei, Adolf Hitler, gegen das Reich 
scheiterte (Hitlerputsch 9. November 1923). 
Diese Unruhen waren weitgehend bedingt durch die wirtschaftlichen und sozialen Schwierig-
keiten hervorgerufen durch die Folgen des Krieges und die Belastung des Versailler Friedens. 
Die Reparationsschuld war ursprünglich auf 226 Milliarden Mark und dann auf 132 Milliar-
den Mark festgesetzt worden (Londoner Ultimatum 1921). Über die Durchführung entstanden 
besonders mit Frankreich wachsende Spannungen. Auf zahlreichen Konferenzen der Alliier-
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ten verhandelte man über die Reparationen. Die deutschen Regierungen bemühten sich verge-
bens, ein für das Wirtschaftsleben und die Zukunft des deutschen Volkes erträgliches Maß zu 
erreichen. Unter dem drohenden Einmarsch alliierter Truppen mußte man schließlich das 
Londoner Ultimatum annehmen (Erfüllungspolitik des Kabinetts Wirth). 
Um dieselbe Zeit begann der Währungsverfall (Mai 1921): 1 Goldmark = 15 Papiermark, so 
daß Deutschland ein Moratorium (eine Stundung) beantragte. Es scheiterte an der Haltung 
Frankreichs, das schließlich im Widerspruch zu England, unterstützt von Italien und Belgien, 
auf Grund von geringfügigen Rückständen in den deutschen Lieferungen den verhängnisvol-
len "Weg der produktiven Pfänder" beschritt und das Ruhrgebiet militärisch besetzte (Ruhr-
einfall). 
Der von der deutschen Regierung Cuno durchgeführte "passive Widerstand", begleitet von 
Sabotageakten einzelner Deutscher (Erschießung Schlageters) und separatistischen Versu-
chen, durch Frankreich unterstützt, führte zu keinem Erfolg. Aber auch die französische Poli-
tik war gescheitert. ... 
Nachdem die Diktaturversuche von links (Sachsen) und rechts (Bayern) gescheitert waren, 
galt es die Währung zu stabilisieren, da der Markkurs völlig zusammengebrochen war (No-
vember 1923: 1 Goldmark = 1 Billion Papiermark). 
So drohte neben der innerpolitischen eine soziale und wirtschaftliche Krise, die das Leben in 
Deutschland zum Erlahmen brachte und die nackte Existenz des Volkes bedrohte. 
Nach den Plänen von Helfferich, Luther und Schacht wurde im November die Rentenmark 
geschaffen, deren Ausgabe auf 3.200 Millionen beschränkt blieb und die sich auf eine Bela-
stung von Grundbesitz, Industrie, Handel und Banken stützte. So gelang es durch das "Wun-
der der Rentenmark", die Währung zu stabilisieren und damit die gelähmte Wirtschaft aus 
eigener Kraft wieder zu beleben. 
Die Stabilisierung war aber mit der Zerrüttung des deutschen Volksvermögens verbunden, da 
die alten Guthaben nur zu einem geringen Prozentsatz "aufgewertet" wurden, was die kleinen 
Sparer um ihre Erträge brachte und den Mittelstand vernichtete. Damit vollzog sich eine Um-
bildung der sozialen Struktur, wie sie die Geschichte des deutschen Volkes noch nicht aufzu-
weisen hatte. 
Dennoch bewährte sich in der Not die Lebenskraft des Volkes, das seit einem Jahrzehnt un-
ermeßliche Leiden durch Krieg, Revolution und Inflation hatte erdulden müssen.<< 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schrieb später über den Anfang 
und die ersten Jahre der Weimarer Republik (x192/428): >>... Drei Monate lang versuchten 
beide Seiten, die Oberhand zu gewinnen, doch als die Kommunisten im Januar 1919 einen 
offenen Aufstand in Berlin begannen, gab es den Republikanern die Möglichkeit, die Armee 
zur Niederschlagung der Revolte zu Hilfe zu rufen. Bald danach trat in Weimar (da die Haupt-
stadt Berlin nicht sicher schien) eine Nationalversammlung zusammen, die eine Verfassung 
für den jungen Staat ausarbeitete. 
Das Überleben der "Weimarer Republik", wie der neue Staat genannt wurde, war jedoch nie 
wirklich gesichert. Während ihres kurzen Bestehens mußte sie sich gegen die – häufig gewalt-
samen – Attacken extremer Gruppen der Rechten und Linken zur Wehr setzen. 1920 unter-
nahmen Monarchisten einen Umsturzversuch; 1923 versuchte eine eigenartige Koalition aus 
unzufriedenen Offizieren unter Führung Ludendorffs und der rechtsextremen Partei Adolf 
Hitlers, durch einen Putsch in München die Regierungsgewalt in Bayern an sich zu reißen. 
Auch sie mußte sich geschlagen geben. 
Solange die deutsche Wirtschaft ein einigermaßen hohes Beschäftigungsniveau halten konnte, 
funktionierte das Weimarer Experiment relativ gut. Doch als sich die materiellen Umstände 
verschlechterten, stieg die Attraktivität jener Gruppen, die versprachen, mit "fester Hand" und 
stärkeren staatlichen Eingriffen den Wohlstand zurückzubringen. 



 9 

Letzten Endes waren es die Siegermächte, welche die Zerrüttung der deutschen Wirtschaft 
verursachten. Sie alle hatten unter dem Krieg massiv gelitten. Abgesehen von hohen Staats-
schulden und der großen Zahl von Gefallenen und Verwundeten waren auch weite Gebiete 
Frankreichs verwüstet worden, während Großbritannien Millionen Tonnen Schiffskapazität 
verloren hatte. Überdies hatten beide Staaten ihre Wirtschaft auf die Erzeugung von Kriegs-
material umgestellt und dadurch sowie durch andere Faktoren viele ihrer traditionellen über-
seeischen Märkte verloren. Im März 1921 waren 2 Millionen Briten arbeitslos. Daraus erfolg-
te die wenig überraschende, mit Nachdruck vorgetragene Forderung, daß Deutschland für all 
das "zur Kasse gebeten" werden sollte. 
1921 verkündete eine Reparationskommission nach langen Beratungen, daß insgesamt eine 
Summe von 132 Milliarden Goldmark an die Siegermächte zu zahlen sei. Das war für 
Deutschland, dessen Wirtschaft durch den Krieg ebenfalls stark geschädigt worden war, eine 
groteske Forderung, doch katastrophale Dimensionen erreichte das Problem durch den Zu-
sammenbruch der deutschen Währung: Die Mark, die 1914 bei 25 US-Cents stand, fiel bis 
Juli 1922 auf 2 Cents und wurde danach praktisch wertlos: 4,2 Billionen Papiermark waren 
Ende 1923 für einen Dollar zu zahlen. Das Bürgertum, das durch Anleihen den Krieg finan-
ziert hatte, war ruiniert. 
Großbritannien war der Ansicht, daß der Zusammenbruch der Mark auf die Reparationslasten 
zurückzuführen sei, und schlug ein Einfrieren der Zahlungen vor. Gleichzeitig forderten die 
Briten jedoch, daß auch ihre eigenen Schulden (und die anderer europäischer Mächte) gegen-
über den Vereinigten Staaten gestrichen werden sollten. Die Amerikaner lehnten ab.  
Statt dessen setzte einen Sachverständigenausschuß unter der Leitung des amerikanischen 
Bankiers Charles L. Dawes 1924 einen fixen Zeitplan für die Zahlung der vereinbarten Repa-
rationen fest, und das Geld begann schneller denn je in die USA zu fließen. Da immer mehr 
Reserven aus Europa für die Rückzahlung von Schulden und den Zinsendienst verwendet 
werden mußten, schrumpfte der Markt für Industriegüter, es entstand ein massives Ungleich-
gewicht in der internationalen Wirtschaft.  
Damit war die Bühne bereitet für die Weltwirtschaftskrise, die schließlich den vom Ersten 
Weltkrieg begonnenen Prozeß vollenden sollte: die Zerstörung der alten Ordnung Europas.<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Entstehung und Geschichte der "Weimarer 
Republik" (x051/626-628): >>Weimarer Republik, die 1919-33 bestehende erste (gesamt)-
deutsche Republik, benannt nach ihrem Gründungsort Weimar.  
Die Entstehung der Weimarer Republik war eine Folge des Ersten Weltkrieges (1914-18) und 
der Niederlage des Deutschen Reiches:  
Nach dem Ausbruch der Novemberrevolution (28.10.18) gab Reichskanzler Max v. Baden am 
9.11. die Abdankung Kaiser Wilhelms II. bekannt und übertrug die Geschäfte des Reichskanz-
lers dem Vorsitzenden der SPD, F. Ebert; der von Ebert geführte "Rat der Volksbeauftragten" 
übernahm die Aufgaben der Reichsregierung. Am selben Tag rief Philipp Scheidemann (SPD) 
die "Deutsche Republik" aus.  
Am 11.2.19 trat die am 19.1. gewählte Nationalversammlung in Weimar zusammen (dort we-
gen der revolutionären Unruhen in Berlin). Sie wählte Ebert zum Reichspräsidenten. Am 13.2. 
bildete Scheidemann eine Reichsregierung aus SPD, DDP und Zentrum (Weimarer Koaliti-
on). Am 31.7.19 verabschiedete die Nationalversammlung die Weimarer Verfassung (WV), 
die am 11.8. vom Reichspräsidenten unterzeichnet wurde und am 14.8. in Kraft trat.  
Die Weimarer Republik war eine parlamentarische Republik in Form eines Bundesstaates aus 
18 Ländern. Ihre Staatsorgane waren:  
1. der Reichstag als Parlament, 2. der Reichsrat als parlamentarische Vertretung der Länder, 3. 
der Reichspräsident als Staatsoberhaupt und 4. die Reichsregierung aus dem Reichskanzler 
und den Reichsministern.  
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Durch die bedeutsamen politischen Rechte des Reichspräsidenten (Ernennung und Entlassung 
des Reichskanzlers und der Reichsminister, Oberbefehl über die Reichswehr, Auflösung des 
Reichstages, exekutive und legislative Gewalt im Notstandfall nach Artikel 48) war das par-
lamentarische Regierungssystem mit Elementen einer präsidialen, durch die Beteiligungsrech-
te des Volkes (Wahl des Reichspräsidenten, Möglichkeit von Volksbegehren und Volksent-
scheid nach Artikel 73 WV) mit Bestandteilen einer direkten Demokratie verbunden.  
Die entscheidenden politischen Kräfte der Weimarer Republik waren die – in der Weimarer 
Verfassung nicht erwähnten – politischen Parteien, deren große Anzahl wegen des Verhält-
niswahlrechts und fehlender Sperrklausel zu lähmender Zersplitterung führte. Da auch Ver-
botmöglichkeiten fehlten, standen den demokratischen Parteien (v.a. SPD, Zentrum und DDP) 
antidemokratische von links (KPD, USPD) und rechts (DNVP, NSDAP) unversöhnlich ge-
genüber.  
SPD, Zentrum und DDP erhielten zwar bei den Wahlen zur Nationalversammlung 1919 zu-
sammen 76,2 %, verloren die Mehrheit aber schon bei den ersten Reichstagswahlen 1920 
(44,6 %); bei den Reichstagswahlen im November 32 bekamen sie nur noch 33,3 %, NSDAP, 
KPD und DNVP dagegen zusammen 58,9 %. Auch die häufigen Auflösungen und Neuwahlen 
des Reichstages (1920-32: sieben) und die zahlreichen Wechsel der Reichsregierungen (1919 
bis Januar 33: 20 Kabinette mit zwölf verschiedenen Reichskanzlern) wurden von den Män-
geln der Weimarer Verfassung begünstigt.  
Die Geschichte der Weimarer Republik läßt sich in drei Abschnitte einteilen:  
1. Die Krisenjahre 1919-23: Revolutionäre Unruhen und Aufstände von "links", so in Berlin 
(Spartakus-Aufstand 1919), im Ruhrgebiet 1919 und 20, in Bayern (wo 1919 vorübergehend 
eine Räterepublik bestand), in Mitteldeutschland und Hamburg 1921 und 23, in Sachsen und 
Thüringen 1923; Putschversuche von "rechts" (Kapp-Putsch 1920, Hitlerputsch 1923) und die 
rechtsradikale Agitation gegen die Republik (Dolchstoßlegende, Novemberverbrecher); polni-
sche Aufstandsversuche in Oberschlesien 1919, 20 und 21; Auseinandersetzungen zwischen 
Reichsregierung und Reichswehrführung; Konflikte zwischen dem Reich und einzelnen Län-
dern, insbesondere Bayern 1923; der sogenannte Ruhrkampf; zahlreiche politische Morde 
(z.B. 1919 an den KPD-Führern R. Luxemburg und K. Liebknecht, 1921 an Erzberger, 1922 
an Rathenau) und nicht zuletzt die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen Folgen des 
Krieges, vor allem die Zahlung von Reparationen an die Alliierten, die wesentlich zur seit 
Mitte 22 galoppierenden Inflation beitrugen, belasteten die junge Republik schwer und ge-
fährdeten ihren Bestand.  
2. Die Konsolidierung 1924-29. Der Abbruch des Ruhrkampfes (August 23), die Beendigung 
der Inflation durch die Einführung der Rentenmark (November 32) und die Beilegung des 
Konfliktes zwischen Bayern und dem Reich (Februar 24) leiteten eine Phase der wirtschaftli-
chen und politischen Konsolidierung und Stabilisierung der Weimarer Republik ein. Der 
Dawesplan von 1924 und noch mehr der diesen ablösende Youngplan von 1929 erleichterten 
die deutschen Reparationslasten. Die von Stresemann 1923-29 geleitete Außenpolitik norma-
lisierte die Beziehungen Deutschlands zu seinen ehemaligen Kriegsgegnern: 1925 Verträge 
von Locarno, 1926 Berliner Vertrag mit der UdSSR, dem schon 1922 der Rapallo-Vertrag 
vorausgegangen war, 1925-30 Räumung des Rheinlands durch die Alliierten, 1926 Eintritt des 
Deutschen Reiches in den Völkerbund. Das wohl wichtigste innenpolitische Ereignis dieser 
Phase war die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten am 26.4.1925.  
3. Die Auflösung 1929-33. Dieser letzte Abschnitt der Weimarer Republik war gekennzeich-
net durch die Weltwirtschaftskrise, den Übergang vom parlamentarischen zum präsidialen 
Regierungssystem und das Anwachsen des politischen Extremismus von links und noch mehr 
von rechts. Am 25.10.29 leitete der Schwarze Freitag an der New Yorker Börse die Weltwirt-
schaftskrise ein, die Deutschland besonders schwer traf und u.a. zu einer massenhaften 
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Arbeitslosigkeit (Ende 29 über zwei Millionen, Anfang 32 über sechs Millionen Arbeitslose) 
führte. ...<< 
 
Die Besetzung des Ruhrgebietes 
Als das Deutsche Reich nicht rechtzeitig genügend Holz und Kohlen lieferte (Reparations-
rückstände = ca. 24,0 Millionen Mark), marschierten am 11. Januar 1923 französisch-bel-
gische Truppen in das Ruhrgebiet ein (später hielten sich dort insgesamt rund 100.000 Besat-
zungssoldaten auf).  
Die empörte Bevölkerung des Ruhrgebietes reagierte vielerorts mit passiven Widerstands-
handlungen. Im Deutschen Reich brach nach der Besetzung des Ruhrgebietes ein Sturm der 
Entrüstung los.  
Nach der Besetzung des Ruhrgebietes verkündete Reichskanzler Wilhelm Cuno (1876-1933) 
am 13. Januar 1923 den "passiven Widerstand". Die deutschen Botschafter verließen Paris 
und Brüssel. Im Ruhrgebiet versenkte man später vielerorts Schiffe, um Kanäle zu blockieren 
und sprengte Bahnstrecken, um den Abtransport der Kohle zu verhindern. Sämtliche Kohlen-
lieferungen wurden eingestellt. Bei den erbitterten Auseinandersetzungen kamen später min-
destens 132 Deutsche um. Die Besatzer verhängten außerdem 11 Todesurteile und 5 lebens-
lange Zuchthausstrafen (x034/204).  
Während einer Demonstration gegen die französischen Besatzungstruppen wurden am 31. 
März 1923 in Essen 13 deutsche Demonstranten erschossen (x034/192). 
Am 6. Mai 1923 lehnten die französischen und belgischen Besatzungsmächte ein deutsches 
Reparationsangebot ab.  
Bei einem Sprengstoffattentat auf der Duisburger Rheinbrücke starben am 30. Juni 1923 neun 
belgische Soldaten. 
Am 30. Juni 1923 verurteilte in Mainz die französische Besatzungsmacht 7 Deutsche wegen 
Sabotage zum Tod. 
Im besetzten Ruhrgebiet wurden am 11. Juli 1923 etwa 80.000 französische und 7.000 belgi-
sche Soldaten sowie 10.000 französische und 1.000 belgische Eisenbahner eingesetzt (x034/-
199).  
Nach der Massenausweisung von rund 150.000 Deutschen und erfolglosen deutsch-franzö-
sischen Verhandlungen brach die deutsche Reichsregierung am 26. September 1923 den Ge-
neralstreik wegen völliger Zerrüttung der Wirtschaft ab. DNVP und KPD lehnten diese Ent-
scheidung ab.  
Die deutsche Reichsregierung verkündete am 26. September 1923 das Ende des passiven Wi-
derstandes (x243/27): >>Am 11. Januar haben französische und belgische Truppen wider 
Recht und Vertrag das deutsche Ruhrgebiet besetzt. Seit dieser Zeit hatten Ruhrgebiet und 
Rheinland schwerste Bedrückungen zu erleiden. ... 
Die Reichsregierung hatte es übernommen, nach ihren Kräften für die leidenden Volksgen-
nossen zu sorgen. In immer steigendem Maße sind die Mittel des Reiches dadurch in An-
spruch genommen worden. ... 
Die einstige Produktion des Rheinlandes und des Ruhrgebiets hat aufgehört. Das Wirtschafts-
leben im besetzten und unbesetzten Deutschland ist zerrüttet. ... 
Mit furchtbarem Ernst droht die Gefahr, daß ... die Schaffung einer geordneten Währung, die 
Aufrechterhaltung des Wirtschaftlebens und damit die Sicherung der nackten Existenz für 
unser Volk unmöglich wird. ...<< 
Als der neue deutsche Reichskanzler und Außenminister Gustav Stresemann (1878-1929, von 
August bis November 1923 Reichskanzler, von 1923-29 Außenminister) den Widerstand ab-
brechen ließ, protestierte die bayerische Regierung gegen den Abbruch des passiven Wider-
standes. Gustav Ritter von Kahr (1862-1934, bayerischer Ministerpräsident) forderte, den 
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Versailler Vertrag sofort zu kündigen.  
Oswald G. Villard schrieb im Oktober 1923 über die Ruhrgebietsbesetzung (x063/541): >>... 
daß der passive Widerstand zusammenbrach, war ein Unglück für die ganze Welt, denn nichts 
ist heute nötiger als der Beweis, daß es noch einen anderen Weg gibt als den Weg der Gewalt, 
um Despoten und Tyrannen in die Knie zu zwingen.<<  
Der deutsche Historiker Hubertus Prinz zu Löwenstein (1906-1984) schrieb später über die 
Besetzung des Ruhrgebietes (x063/540-541): >>... Den Vorwand gab ein unbedeutender deut-
scher Verzug in der Lieferung von Kohle und Telegrafenstangen. Dahinter stand die Absicht, 
die französischen Rheinlandpläne, die Amerika 1919 verhindert hatte, wiederaufzunehmen. 
Die englischen Kronjuristen erklärten Frankreichs Vorgehen sofort als unbegründet und 
rechtswidrig. ...  
Das deutsche Volk antwortete mit dem passiven Widerstand, und die Reichsregierung ordnete 
die Einstellung aller Reparationslieferungen für Belgien und Frankreich an. 
Die Ruhrbesetzung brachte das deutsche Wirtschaftsleben nahezu zum Stillstand. Um die be-
schäftigungslosen Massen am Leben zu erhalten, mußten schließlich 30 Druckereien Tag und 
Nacht Noten drucken. 1923 stieg der amerikanische Dollar auf 4,2 Billionen Mark. 
Da ... die deutschen Gerichte bis gegen Ende der Inflation den Grundsatz "Mark ist Mark" 
aufrechterhielten, konnten ungeheure Vermögen neu erworben werden, während die Erspar-
nisse vieler Generationen hinwegschmolzen. Mit wenig ausländischem Gelde konnte man 
Fabriken, Aktien, Schmuck oder ganze Häuserblocks kaufen. Fremdenhaß und Antisemitis-
mus breiteten sich bei den verarmten Mittelschichten aus und der Rechtsradikalismus kam 
immer mehr auf seine Rechnung. 
Die Völkerversöhnung hatte offensichtlich Schiffbruch erlitten. Deutschland sah sich der 
Willkür von Feinden preisgegeben, für die der Friede nur die Fortsetzung des Krieges mit an-
deren Mitteln war. Am verhängnisvollsten sollte sich die Proletarisierung der Mittelklasse 
auswirken. Ihr sozialer Absturz verband sich mit dem verletzten Nationalgefühl zugunsten 
aller antidemokratischen Kräfte. 
Die Ruhrbesetzung ... war als Triumph der rohen Gewalt ein Unglück für ganz Europa. Ein 
Sieg des passiven Widerstandes dagegen hätte der Gewalt als Mittel der Politik im Bewußt-
sein der Völker eine entscheidende Niederlage beibringen können.<< 
Der deutsche Historiker Wilfried Loth berichtete später über die Besetzung des Ruhrgebietes 
durch französisch-belgische Truppen (x291/66-68): >>... Im Laufe des Jahres 1921 rückte 
eine Revision des Versailler Vertrages zugunsten Deutschlands immer näher: Die Deutschen 
drohten seit dem Vertrag von Rapallo im April mit einer engeren Verbindung mit der Sowjet-
union und brachten zugleich unter Hinweis auf ihren Währungsverfall, den sie selbst aktiv 
förderten, ein Moratoriumsersuchen nach dem anderen vor. 
Als im November in Berlin eine Regierung gebildet wurde, die offensichtlich entschlossen 
war, überhaupt nicht zu zahlen (Kabinett Cuno), rang sich das französische Kabinett, nunmehr 
unter dem Vorsitz von Poincaré, dazu durch, die unter Briand schon einmal vorbereitete 
Ruhrbesetzung doch noch vorzunehmen: Nur so schien es ihm möglich, den Trend zur allge-
meinen Revision noch einmal umzukehren und an die zur Lösung der eigenen Finanzproble-
me dringend benötigten Gelder heranzukommen.  
Nach einigen diplomatischen Scharmützeln, die nur deutlich machten, daß auch die Deutschen 
entschlossen waren, die Kraftprobe zu wagen, rückten am 11. Januar 1923 französische und 
belgische Truppen in das Ruhrgebiet ein. Die Briten blieben abseits, ließen ihre Verbündeten 
aber vorerst gewähren. 
Die Kraftprobe mündete zunächst in einen Sieg der französischen Seite. Die Reichsregierung 
inszenierte zwar einen "passiven Widerstand der Ruhrbevölkerung", der das wirtschaftliche 
Leben in den besetzten Gebieten fürs erste lahmlegte, konnte die Besatzer damit aber nicht 
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zum Aufgeben zwingen und mußte die Finanzierung des Widerstands zudem mit der völligen 
Zerrüttung der deutschen Währung bezahlen.  
Im Sommer begann die Streikfront abzubröckeln; die Unternehmer fanden sich allmählich 
bereit, mit der Interalliierten Kontrollkommission (MICUM) Verhandlungen über Reparati-
onslieferungen aufzunehmen. Außerdem geriet die Reichseinheit ins Wanken: Die Wirt-
schaftsgrenzen, die die Besatzer errichtet hatten, wirkten auf eine Umorientierung der Ruhr-
wirtschaft zum Westen hin, die massenhafte Ausweisung preußischer Beamter schwächte den 
administrativen Zusammenhalt; und die Ermunterung separatistischer Aktivitäten durch die 
Besatzungsbehörden fand unter diesen Umständen verstärkt Resonanz.  
Der deutschen Seite blieb schließlich nichts anderes übrig als zu kapitulieren: Am 26. Sep-
tember gab der neue Reichskanzler Gustav Stresemann offiziell das Ende des "passiven Wi-
derstands" bekannt und erklärte sich zu neuen Verhandlungen über ein Reparationsabkommen 
bereit. 
Poincaré wollte sich mit diesem Erfolg aber noch nicht zufriedengeben. Einerseits verfügte er 
noch nicht über sichere Garantien für künftiges deutsches Wohlverhalten; und andererseits 
schien sich ihm durch die Lockerung der Bindungen der besetzten Gebiete an das Reich doch 
noch die Gelegenheit zu ergeben, in der Rheinlandpolitik weiterzukommen, als dies 1919 
möglich gewesen war. So schlug er die deutschen Verhandlungsofferten aus, ließ die Besat-
zungstruppen weiter separatistische Aktivitäten fördern und verhandelte schließlich im No-
vember mit Adenauer und dessen Freunden (die sich dazu von der Reichsregierung hatten er-
mächtigen lassen) über die Bildung einer Rheinischen Republik.  
Damit aber ging er über Frankreichs Möglichkeiten hinaus: Während Adenauer die Verhand-
lungen in die Länge zog, bis sich die Finanzen des Reiches nach der Einführung der Renten-
mark wieder erholten, nahm der Kursverfall des Franc, der durch die Kraftanstrengung an der 
Ruhr ebenfalls mitgenommen war, dramatische Ausmaße an. Im Januar 1924 kamen die Ban-
ken der Londoner City den Deutschen zu Hilfe; die Franzosen aber mußten, um ebenfalls fi-
nanzielle Unterstützung von britischer und amerikanischer Seite zu erlangen, ihre Separie-
rungspläne aufgeben. ...<< 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Oktober 2018) im 
COMPACT-Spezial Nr. 19 (x344/22-24): >>"Wanderer ins Nichts"  
_ von Rüdiger Lenhoff 
Im Frühjahr 1923 exekutierten französische Besatzungstruppen im Rheinland einen deutschen 
Patrioten und schufen damit einen Märtyrer, der in allen politischen Lagern geachtet wurde. 
Doch aus dem kollektiven Gedächtnis der Nation ist er verschwunden. 
"Grüßen Sie meine Eltern, meine Geschwister und mein Deutschland! Auf Wiedersehen!" - 
Das soll Albert Leo Schlageter in den Morgenstunden des 26. Mai 1923 gerufen haben, bevor 
er auf der Golzheimer Heide bei Düsseldorf erschossen wurde.  
Mit seinen kühnen Sabotageakten hatte er den Abtransport heimischer Kohle nach Frankreich 
behindert und damit mehr als nur jenen passiven Widerstand geleistet, wie er von der Reichs-
regierung propagiert wurde. 
"Ist der Krieg auch schrecklich, seine Schönheiten und Anziehungen hat er doch."  
Albert Leo Schlageter 
Schlageters Leben war das eines soldatischen Draufgängers, der sich für sein politisch ohn-
mächtiges und wirtschaftlich ausgeplündertes Vaterland verzehrte. Er gehörte zu jener Sorte 
von Männern, wie sie nur durch die Zeitumstände des Ersten Weltkrieges und die Not danach 
geformt werden konnten. Es waren ruhelose Geister, unbürgerliche Existenzen, die der Diktat-
friede von Versailles, kommunistische Aufstände, Landraubversuche im Osten und die Ruhr-
besetzung zu irregulären Kämpfern des Reiches werden ließen. 
Kampf um Oberschlesien 
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Im August 1894 in Schönau im Schwarzwald als sechstes Kind einer katholischen Bauernfa-
milie geboren, machte Schlageter nach Kriegsbeginn sein Notabitur und trat im Dezember 
1914 als Kriegsfreiwilliger ins 5. Badische Feldartillerieregiment Nr. 76 ein. Im März 1915 
berichtete er einem ehemaligen Lehrer: "Ist der Krieg auch schrecklich, seine Schönheiten und 
Anziehungen hat er doch, besonders für uns junge Leute." Seine christliche Prägung spricht 
aus vielen Feldbriefen. "Der Krieg fordert nur die besten und tüchtigsten Leute, so daß wir, 
die wir noch am Leben sind, ... uns fast schämen. Gottes heiliger Wille hat es so beschlossen", 
schrieb er im April 1916. 
Im Mai 1917 bekommt der Soldat das Eiserne Kreuz II. Klasse und im April 1918 das Eiserne 
Kreuz I. Klasse verliehen. Das Theologiestudium, für das sich Schlageter zwischenzeitlich an 
der Universität Freiburg eingeschrieben hatte, führte er nach seiner Entlassung nicht fort, son-
dern besuchte für kurze Zeit Nationalökonomie-Vorlesungen. Der Schriftsteller Ernst von Sa-
lomon, damals Freikorpskämpfer, bemerkte dazu rückblickend: "Das Studium vermochte ihm 
so wenig wie allen Männern der Front in jenen Tagen die Auffassung zu vermitteln, daß die 
Zeit nach guten Bürgern und auskömmlichen Berufen statt nach Männern und harten Aufga-
ben verlange." 
Tatendurstig trat Schlageter Anfang 1919, kurz nach dem Ende des Krieges, dem Jungdeut-
schen Orden bei und schloß sich wenig später dem Freikorps des Hauptmanns Walter-
Eberhard Freiherr von Medem an, das im Baltikum gegen die Bolschewisten kämpfte. Nach 
zeitgenössischen Berichten war der Leutnant ein schneidiger Batterieführer. Im Oktober 1919 
räumte er in einem Brief an seine Eltern mit Schauergeschichten auf, die schon damals über 
die Freiwilligenverbände kursierten: "Wir sind zu den Russen übergetreten, trotz all der Ein-
sprüche der deutschen Regierung. Wir werden auch Kurland nicht verlassen, wenn auch der 
Engländer noch so drängelt. 
Denn es gilt wirklich, ein Land zu befreien von den ärgsten Greueltaten. Daß wir hier plün-
dern und räubern, ist alles von Grund auf erlogen. Bei uns wird der kleinste Diebstahl viel, 
viel strenger bestraft wie früher. Wir haben eine sehr gute Disziplin." 
Frankreich verfolgte eine aggressive Politik der "produktiven Pfändung". 
Im März 1920 beteiligte sich der patriotische Feuerkopf an der Niederschlagung des linksra-
dikalen Ruhraufstandes und kämpfte unter anderem in den Straßen Bottrops. Im Mai 1921 
kam es zu erbitterten Kämpfen zwischen polnischen Freischärlern und deutschen Selbst-
schutzverbänden in Oberschlesien, obwohl die Volksabstimmung zwei Monate zuvor ein kla-
res Votum für den Verbleib der Provinz bei Deutschland ergeben hatte. In den Reihen des 
Freikorps von Heinz Oskar Hauenstein war dort auch der Badener wieder dabei. Ernst von 
Salomon war voll des Lobes:  
"Das Bataillon Schlageter war eines der ersten an der sich langsam neu bildenden Front des 
deutschen Selbstschutzes. Es schob sich im Rahmen des Regiments in dauernden Gefechten 
bis in die Ausgangsstellung zu jenem entscheidenden Sturm heran, der den Annaberg wieder 
in deutsche Hand und Oberschlesien in seinen deutschen Teilen wieder zum Reich bringen 
sollte." 
Unter französischer Kuratel 
1922 zog es den Freikorpsveteranen nach Berlin, das ein Magnet für Aktivisten und Hasardeu-
re aller politischen Lager war, die Kontakte knüpften und in Lauerstellung auf den großen 
Knall warteten. Aber Schlageter interessierte sich nicht für Parteiprogramme, sondern für 
einsatzfrohe Männer gleicher Gesinnung und Haltung. Als die Franzosen ins Ruhrgebiet ein-
marschierten, setzte auch er sich in Bewegung und wurde am neuen Krisenherd aktiv. 
Im Mai 1921 hatten die Siegermächte auf der Londoner Reparationskonferenz von Deutsch-
land die Zahlung von 132 Milliarden Goldmark verlangt und im Weigerungsfall die Beset-
zung des rohstoffreichen Ruhrgebietes angedroht. 1922 konnte die von Inflation gebeutelte 
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junge Weimarer Republik ihren Zahlungs- und Lieferungsverpflichtungen nicht mehr nach-
kommen. Ende des Jahres stellte die alliierte Reparationskommission fest, daß Deutschland 
mit seinen Holz- und vor allem Kohlelieferungen im Rückstand war. Die französische Regie-
rung unter Raymond Poincaré lehnte jedes Entgegenkommen ab und verfolgte eine aggressive 
Politik der "produktiven Pfändung". Das bedeutete nichts Geringeres als den Marsch an Rhein 
und Ruhr. 
Am 11. Januar 1923 drangen französische und belgische Truppen in die Herzkammer der 
deutschen Kohleproduktion ein. Die Reichsregierung unter Wilhelm Cuno rief daraufhin den 
passiven Widerstand aus und untersagte allen Beamten, einschließlich den Eisenbahnern, die 
Anordnungen der "Einbruchsmächte" zu befolgen. Von heute auf morgen versiegten alle Koh-
lelieferungen an das Ausland. Ohne die Mithilfe der deutschen Arbeiter bekamen die Ruhrbe-
satzer die Kohle weder abgebaut noch ausgeliefert. 
Schlageter wollte den passiven Widerstand nun in den aktiven überführen. Ihn schreckte auch 
nicht, daß die Interalliierte Rheinlandkommission allen mit dem Tod drohte, die sich der Sa-
botage des Eisenbahnverkehrs und des Anschlags auf Besatzungstruppen schuldig machen. 
Kämpfernaturen wie Schlageter und Hauenstein erwiesen sich als Männer der Tat, indem sie 
Bahnschienen und Brücken sprengten, um Kohlentransporte nach Frankreich gänzlich unmög-
lich zu machen. Aufsehen erregte die von Schlageter für sich reklamierte Beschädigung einer 
Eisenbahnbrücke bei Kalkum nahe Düsseldorf im März 1923.  
Einiges spricht dafür, daß die vielfältigen Sabotageakte mit stillem Einverständnis staatlicher 
Stellen erfolgten. Unklar und damit Stoff für Verschwörungstheorien ist bis heute, ob Verrat 
durch eingeschleuste Spitzel oder Unvorsichtigkeit zur Verhaftung Schlageters im April 1923 
führte. Schon zwei Monate später wurde er von einem französischen Kriegsgericht wegen 
Spionage und Sabotage zum Tode verurteilt. Jede Revisionsmöglichkeit wurde ausgeschlos-
sen, Poincaré lehnte ein Gnadengesuch ab. 
Schlageters Hinrichtung machte ihn nicht nur in nationalen Kreisen zum Märtyrer, sondern 
bewegte weite Teile des Volkes. Die Ruhrbesetzung war überall verhaßt, weil sie die Inflation 
zur Hyperinflation verschärfte und damit die Massenverarmung verstärkte. Sie wurde auch als 
demütigend empfunden, weil die französische Regierung gezielt nord- und schwarzafrikani-
sche Besatzungstruppen in die Ruhr-Metropolen entsandte. Im Lande herrschte die einhellige 
Meinung vor, daß die französische Besatzungsmacht kein Recht habe, einen Deutschen auf 
unrechtmäßig besetztem Heimatboden vor ein Kriegsgericht zu stellen und zum Tode zu ver-
urteilen. 
Ehrung durch Nazis und Kommunisten 
In dieser Gemengelage erkannten die Kommunisten eine Chance, der eigenen Sache durch das 
Propagieren einer Kampfgemeinschaft aller arbeitenden Deutschen mehr Schubkraft zu ver-
leihen. Am 20. Juni 1923 hielt Karl Radek in einer Sitzung der Erweiterten Exekutive der 
Kommunistischen Internationale seine berühmte Rede "Leo Schlageter, der Wanderer ins 
Nichts", in der er dem von den Franzosen füsilierten Kämpfer gegen die Ruhrbesetzung hul-
digte und mit den Worten schloß:  
"Schlageter kann nicht mehr diese Wahrheit vernehmen. Wir sind sicher, daß hunderte Schla-
geters sie vernehmen und sie verstehen werden." Das Protokoll des 3. Plenums des Exekutiv-
komitees vermerkt allgemeinen Beifall. Die Rede erregte viel Aufmerksamkeit, verpuffte aber 
ohne die erhoffte Mobilisierungswirkung. 
Erfolgreicher bei der propagandistischen Indienstnahme Schlageters waren die Nationalsozia-
listen - und das, obwohl sie den aktiven Widerstand im Ruhrgebiet aus politischem Kalkül 
nicht unterstützt hatten. Schon im Frühjahr 1923 wurde innerhalb der Münchner SA eine 
"Kompanie Schlageter" ins Leben gerufen. Am 10. Juni 1923, als der Hingerichtete in einem 
Ehrengrab auf dem Schönauer Friedhof beigesetzt wurde, hielt die NSDAP in München eine 
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eigene Gedenkveranstaltung unter Beteiligung Hitlers ab. 
Anläßlich des zehnjährigen Todestages Schlageters am 26. Mai 1933 sprach der Philosoph 
Martin Heidegger vor dem Haupteingang der Universität Freiburg auf einer großen Gedenk-
feier. Zu Ehren des ehemaligen Freiburger Studenten sagte der Universitätsrektor: "Schlageter 
starb den schwersten Tod, nicht mehr in der vordersten Front als Führer seiner Infanteriebe-
gleitbatterie, nicht mehr im Drang des Angriffs, auch nicht in der Verbissenheit der Verteidi-
gung, nein, wehrlos stand er vor den französischen Gewehren. Aber er stand und trug das 
Schwerste.<< 
 
Die Inflation nach dem Ersten Weltkrieg 
Im November 1923 erreichten die Preise unfaßbare Summen und stiegen immer rasanter (1 
Brot kostete z.B. 1917 = 50 Pfennig, 1921 = 5 Mark und im November 1923 = 500 Milliarden 
Mark.  
Im November 1923 kosteten 1 US-Dollar = 4,2 Billionen Mark (1919 = 8,57 Mark).  
Die Einführung der Rentenmark (November 1923) machte der Inflation zwar ein Ende, been-
dete aber nicht die Armut. Während der Inflation wurde das gesamte deutsche Geldvermögen 
wertlos, denn im November 1923 betrug der Wertverlust gegenüber 1914 immer noch 100 % 
(x149/42). 
Die Eigentümer von Sachwerten wurden damals entschuldet, während die Eigentümer von 
Sparguthaben ihre gesamten Ersparnisse verloren. Der wirtschaftliche und soziale Abstieg 
erfaßte große Bevölkerungsschichten. Die deutsche Regierung entließ damals auch über 
372.000 ihrer rund 1,59 Millionen Beamten und Angestellten (x090/264). 
Die Inflation zertrümmerte innerhalb von einigen Monaten das gesamte Sozialgefüge des 
Deutschen Reiches, so daß sich überall Feindschaft und Mißtrauen gegenüber dem Staat aus-
breiteten. Im Deutschen Reich gab es schon bald über 2,0 Millionen Arbeitslose. Die Massen-
verelendung förderte naturgemäß auch den Einfluß der linksradikalen Kommunisten und 
rechtsradikalen Nationalsozialisten. Infolge der Inflation und der Massenarbeitslosigkeit 
herrschten überall Aufruhr und Chaos. In Sachsen und Thüringen stellten sogenannte "sozial-
demokratisch-kommunistische Regierungen" proletarische Kampfverbände auf. In Hamburg 
und in Küstrin mußten bewaffnete Aufstände der linksradikalen Kommunisten und der rechts-
radikalen "Schwarzen Reichswehr" niedergeschlagen werden.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Inflation" (x051/276-
277): >>Inflation, allgemeine Bezeichnung für anhaltende Zunahme des Preisniveaus in einer 
Volkswirtschaft, insbesondere die durch Kreditfinanzierung des Krieges, Reparationen, 
Kriegsfolgelasten, Geldschöpfung (und damit Nachfrageüberhang), Devisenspekulationen, 
Kapitalflucht u.a. ausgelöste Entwertung der Reichsmark in den ersten Jahren der Weimarer 
Republik.  
Aus schleichender Inflation 1918-21 wurde 1922 trabende und 1923 galoppierende, weil die 
Belastung des Ruhrkampfes die Wirkung der auslösenden Faktoren potenzierte und Regierung 
wie Reichsbank den Entschuldungseffekt der Inflation begrüßten.  
Der Dollar, der 1914 mit 4,20 RM bewertet wurde, kostete im Juli 19 schon 14,0 RM, im Juli 
21 76,7 RM, im Juli 22 fast 500 RM, ein Jahr später 353.412 RM und erreichte mit 4,2 Billio-
nen RM am 15.11.23 den Gipfel.  
Diese Inflation vernichtete sämtliche Sparguthaben und große Teile der Betriebskapitalien, 
begünstigte Verschuldung und Sachwertbesitz und führte zu einer tiefgreifenden Umvertei-
lung der Vermögen und zur Beschleunigung des Konzentrationsprozesses in der deutschen 
Wirtschaft. Für weite Kreise, insbesondere des Mittelstands, bedeutete die Inflation Deklassie-
rung, ja Proletarisierung, und wurde zum traumatischen Erlebnis, das später in der Weltwirt-
schaftskrise die politische Radikalisierung förderte und den Boden für die Agitation des Na-
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tionalsozialismus bereitete.  
Diese verzögerte Auswirkung kam durch die Überwindung der Inflation mit Rentenmark, 
Umverteilung der Reparationen im Dawesplan und Auslandskredite zustande, denen eine kur-
ze Periode (bis 1929) schmaler Prosperität folgte. Eine neue, allerdings zurückgestaute Infla-
tion löste die nationalsozialistische Arbeitsbeschaffung durch deficit spending und v.a. die 
Finanzierung der Aufrüstung zum Teil durch Geldschöpfung insbesondere im Zweiten Welt-
krieg aus.<<  
Der britische Botschafter in Berlin, Lord Edgar d'Abernon, berichtete am 31. Dezember 1923 
(x256/82): >>Nun geht das Krisenjahr zu Ende. Die inneren und äußeren Gefahren waren so 
groß, daß sie Deutschlands ganze Zukunft bedrohten. Eine bloße Aufzählung der Prüfungen, 
die das Land zu bestehen hatte, wird einen Begriff davon geben, wie schwer die Gefahr, wie 
ernst der Sturm war. ...  
In zwölf Monaten, von Januar bis heute, hat Deutschland die folgenden Gefahren überstanden: 
die Ruhrinvasion,  
den kommunistischen Aufstand in Sachsen und Thüringen,  
den Hitlerputsch in Bayern,  
eine Wirtschaftskrise ohnegleichen,  
die separatistische Bewegung im Rheinland. 
Jeder einzelne dieser Faktoren, falls er sich ausgewirkt hätte, würde eine grundlegende Verän-
derung entweder in der inneren Struktur des Landes oder in seinen Beziehungen nach außen 
herbeigeführt haben. Jeder dieser Gefahrenmomente, falls er nicht abgewendet worden wäre, 
hätte jede Hoffnung auf eine allgemeine Befriedung vernichtet.  
Politische Führer in Deutschland sind nicht gewohnt, daß ihnen die Öffentlichkeit Lorbeeren 
spendet, und doch haben diejenigen, die das Land durch diese Gefahren hindurchgesteuert 
haben, mehr Anerkennung verdient, als ihnen zuteil werden wird. ...<< 
 
Deutsche Ostpolitik (1919-1933) 
Alle Regierungen der Weimarer Republik bemühten sich seit 1919 konsequent und unermüd-
lich, um in den ostdeutschen Abtretungsgebieten starke deutsche Volksgruppen zu erhalten, 
denn die Aufrechterhaltung eines nationalen Besitzstandes war äußerst wichtig, wenn man 
irgendwann Grenzrevisionen erreichen wollte. Die deutsche Regierung mußte außerdem we-
gen der gewaltigen finanziellen Probleme mit allen politischen Mitteln versuchen, Massenab-
wanderungen der Volksdeutschen zu vermeiden. Nach dem Ersten Weltkrieg war das ruinierte 
und hochverschuldete Deutsche Reich wirtschaftlich nicht in der Lage, mehrere Millionen 
vertriebene Volksdeutsche zu integrieren.  
Das Deutsche Reich konnte den harten Existenzkampf der Volksdeutschen in Posen, West-
preußen, Polen und Oberschlesien nur inoffiziell bzw. verdeckt unterstützen, denn nach dem 
verlorenen Ersten Weltkrieg waren direkte bzw. offene Unterstützungsmaßnahmen aus politi-
schen Gründen völlig unmöglich.  
Da die staatlichen Stellen keine offiziellen Hilfsmaßnahmen durchführen konnten, gründete 
die deutsche Regierung private Organisationen, die diese Aufgaben übernahmen. Die deutsche 
Reichsregierung gründete 1919 den "Ostausschuß", der 1920 von 2 privaten Organisationen 
("Deutsche Stiftung" und "Konkordia Literarische GmbH") abgelöst wurde. Diese Organisa-
tionen waren wie eingetragene Vereine organisiert und unterstützten die deutsche Industrie, 
das Bankwesen, die Presse, Schulen, Büchereien, Vereine und sonstige kulturelle Einrichtun-
gen, die in den Abtretungsgebieten um ihre Existenz kämpften.  
Der "Deutschtumsbund" förderte überwiegend die deutschen Bauern und Handwerksbetriebe 
durch zinslose Kredite. Weitere Beihilfen, Subventionen und Beistand gewährten außerdem 
verschiedene deutsche Wirtschaftsverbände, die Kirchen und Gewerkschaften, die auch für 
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die gesamte Abwicklung der Arbeitslosenunterstützung zuständig waren.  
Reichskanzler Josef Wirth (1879-1956, Zentrum) war nicht bereit, die damalige Ostgrenze zu 
akzeptieren.  
Reichskanzler Wirth teilte dem deutschen Botschafter in Moskau im Juli 1922 mit (x149/45): 
>>... Polen muß erledigt werden ... Ich schließe keine Verträge, durch die Polen gestärkt wer-
den könnte.<< 
Die ungeschützten Ost-Grenzen des Deutschen Reiches wurden damals ständig durch polni-
sche Nationalisten bedroht. Vor allem in den preußischen Provinzen Ostpreußen und Schlesi-
en rechnete man im Winter 1922/23 mit dem polnischen Einmarsch. 
Am 10. Januar 1923 drangen litauische Truppen in das unter französischer Besatzung stehen-
de Memelland ein und besetzten gewaltsam diese ostpreußischen Gebiete, denn die hilflose 
deutsche Republik war nicht in der Lage, die schwachen Freikorpsverbände der Litauer (ver-
kleidete Soldaten der litauischen Armee) zu vertreiben (x090/262).  
Der deutsche Zentrumspolitiker Joseph Wirth (1879-1956, 1921/22 deutscher Reichskanzler) 
berichtete später über die ungeschützten Grenzen des Deutschen Reiches (x309/83-84): >>Al-
le deutschen Regierungen zwischen 1918 und 1933 und die deutsche Heeresleitung waren von 
der Sorge um den Bestand des Reiches beseelt, den sie innen- und außenpolitisch bedroht sa-
hen.  
Bereits in den ersten Jahren nach dem Weltkrieg hatte Polen wiederholt versucht, Teile des 
Reichsgebiets gewaltsam vom Reich abzutrennen. Die Furcht vor weiteren Angriffen war 
nicht unbegründet. Nationalistische polnische Kreise forderten weitere Gebietsabtrennungen. 
... Dabei war die Bewaffnung unserer Reichswehr kläglich. ... Reichskanzler Dr. Brüning und 
Reichswehrminister Gröner beschlossen daher (Anfang 1930), bei einem Angriff der Polen 
Schlesien zu räumen. ...<<  
In den Jahren 1923/24 gründete man mehrere ostdeutsche Jugendbewegungen, wie z.B. die 
"Ostlandscharen" ("Nach Ostland wollen wir fahren!"), die die ukrainischen und polnischen 
Saisonarbeiter in Ostpreußen, Ostpommern und in Ostbrandenburg verdrängen sollten. Bei 
diesen "Ostaktivitäten" handelte es sich in erster Linie um die "Wiedereroberung der deut-
schen Scholle" und um die Sicherung der "deutschen Ostlandzukunft".  
Der deutsche Außenminister Gustav Stresemann erklärte am 12. März 1925 in der "Kölni-
schen Zeitung" (x064/132): >>Es gibt keine Partei in Deutschland von den Deutschvölkischen 
bis zu den Kommunisten, die von ihrem Gewissen anerkennen könnte, daß die Ziehung der 
deutschen Grenze im Osten dem Gedanken des Selbstbestimmungsrechts der Völker entsprä-
che. Deutschland hat nicht die Gewalt, eine Änderung seiner Grenzen zu ertrotzen, und nicht 
den Willen, es zu tun.  
Wenn aber Artikel 19 der Völkerbundsatzung ausdrücklich davon spricht, daß unabwendbare 
Verträge geändert werden können, so kann niemand von Deutschland erwarten, daß es end-
gültig darauf verzichtet, dieses Refugium einer Entwicklung in Zukunft in friedlichem Sinne 
auch seinerseits für sich in Anspruch zu nehmen.<< 
Der Deutsche Ostbund verlangte am 29. November 1925 in Berlin eine friedliche Zurückge-
winnung der verlorenen deutschen Ostgebiete.  
Die materielle Unterstützung und der seelische Beistand konnten die Abwanderung der zer-
mürbten deutschen Minderheiten selbstverständlich nicht in allen Gebieten vermeiden, aber 
man verhinderte vielerorts massive Verdrängungen der Volksdeutschen. Obwohl in Polen fast 
ständig politische Prozesse gegen Volksdeutsche stattfanden, konnte man den Deutschtum-
Organisationen nie antistaatliche Handlungen nachweisen. 
Von 1919-25 kehrten insgesamt 873.000 Volksdeutsche "freiwillig" in das Deutsche Reich 
zurück. Diese Rückkehrer kamen aus Posen und Westpreußen = 700.000 (x001/124E), Ost-
oberschlesien = 90.000 und aus Kongreßpolen = 83.000 (x035/327). 
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Die Volksdeutschen, die mehrheitlich in geschlossenen Siedlungsgebieten lebten (wie im Su-
detenland) und weiterhin über enge wirtschaftliche Verbindungen nach Österreich oder 
Deutschland verfügten, leisteten wesentlich stärkeren Widerstand. Obgleich sich die Lebens-
verhältnisse ständig verschlechterten, gaben viele Volksdeutsche die Hoffnung nicht auf. Ge-
mäß der uralten "Ostsiedlermentalität" waren sie fest entschlossen, ihre jahrhundertealte Hei-
mat bis zum bitteren Ende zu verteidigen.  
Die deutschen Minderheiten kämpften ferner aufopferungsvoll und unermüdlich um den Be-
stand ihrer nationalen Eigenarten. Ungeachtet der zahllosen Gemeinheiten und Schikanen be-
mühten sie sich zäh und verbissen, um den kulturellen Charakter ihrer Dörfer, Kirchen, Schu-
len, Vereine sowie ihre alten deutschen Bräuche, Sitten und Lebensgewohnheiten zu erhalten. 
Am 19. April 1926 informierte Außenminister Stresemann den deutschen Botschafter in Lon-
don über die Problematik der deutsch-polnischen Grenze (x034/289, x243/31): >>... Nur ein 
uneingeschränkter Wiedergewinn der Souveränität über die in Rede stehenden Gebiete (der 
Korridor, Danzig, Oberschlesien) ... kann uns befriedigen. ...<<  
>>... Eine friedliche Lösung der polnischen Grenzfrage, die unseren Forderungen wirklich 
gerecht wird, wird nicht zu erreichen sein, ohne daß die wirtschaftliche und finanzielle Notla-
ge Polens den äußersten Grad erreicht und den gesamten polnischen Staatskörper in einen Zu-
stand der Ohnmacht gebracht hat. ...<< 
In den breitgefächerten Streusiedlungen und vor allem in den polnischen Städten gelang es 
verhältnismäßig rasch, die Widerstandskraft der deutschen Arbeiter, Angestellten und der Be-
amten zu brechen. Dort kamen die Abwanderungsbewegungen der entnervten Volksdeutschen 
trotz eindringlicher Durchhalteappelle nicht zum Stillstand. Viele Volksdeutsche konnten die 
systematischen Diskriminierungen nicht lange ertragen und kehrten in die deutschen Reichs-
gebiete zurück, so daß in den "neuen" polnischen Städten der deutsche Bevölkerungsanteil 
allmählich drastisch zurückging.  
Von 1910-31 verminderte sich der deutsche Bevölkerungsanteil z.B. in Graudenz von 85 % 
auf 7,5 %, in Bromberg (von 77,5 % auf 8,5 %), in Thorn (von 66 % auf 4 %) und in Posen 
von 42 % auf 2 %.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Minderheiten" nach der 
europäischen Neuordnung (x051/385): >>Minderheiten, Bevölkerungsgruppen innerhalb ei-
nes Staates, die sich von der Mehrheit der übrigen Staatsangehörigen durch ein auf ihrer Spra-
che, ihrer rassischen oder ethnischen Herkunft, ihrer kulturellen oder geschichtlichen Traditi-
on beruhendes nationales Sonder- und Eigenbewußtsein unterscheiden.  
Die Minderheiten bildeten bei der europäischen Neuordnung nach dem Ersten Weltkrieg ein 
erhebliches Problem, da die Eingliederung fremder Volksgruppen in die neuen oder erweiter-
ten Staaten Ost- und Südosteuropas eigentlich dem schon in den Vierzehn Punkten Wilsons 
geforderten Selbstbestimmungsrecht der Völker widersprach.  
Die machtpolitischen (Gebietsabtretungen des geschlagenen Deutschen Reiches) und ökono-
mischen Zwänge (Lebensfähigkeit der Nachfolgestaaten der Donaumonarchie) wiesen jedoch 
keinen anderen Weg und führten 1919/20 zu multilateralen Minderheitenschutzverträgen zwi-
schen den Siegermächten und Polen, Österreich, der Tschechoslowakei, Rumänien, Griechen-
land, Bulgarien, Jugoslawien, Ungarn und der Türkei. Hinzu kamen bilaterale Abmachungen 
wie etwa das Oberschlesienabkommen vom 15.5.22 zwischen Polen und Deutschland.  
Der Schutz der Minderheiten wurde in erster Linie durch Garantie und Ausweitung der indi-
viduellen Grundrechte angestrebt: Gebrauch der Muttersprache, Meinungs- und Religionsfrei-
heit, kulturelle Koalitionsfreiheit, Zugang zu öffentlichen Ämtern u.a. Dagegen vermied man 
kollektive Volksgruppenregelungen, um den Integrationsprozeß in den jungen Staaten nicht 
zu belasten.  
Appellationsinstanz für die Minderheiten war der Völkerbund, in dessen Satzung allerdings 
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der Minderheitenschutz nicht verankert war. Wegen der divergierenden Interessen der Mit-
gliedsstaaten wurden Beschwerden meist schon im Vorfeld der Beratungen blockiert, so daß 
einzelne Staaten ungestraft die Minderheitenrechte aushöhlen konnten. Sie wurden daher zu 
einem wirksamen Hebel der nationalsozialistischen Außenpolitik, die in der ersten Phase auf 
eine Revision des Versailler Vertrages zielte und als ersten Schritt zur Destabilisierung der 
kleinen Randstaaten volksgruppenrechtliche Lösungen für die deutschen Minderheiten forder-
te.  
Dahinter stand auch eine ideologische Stoßrichtung: Nach nationalsozialistischer Auffassung 
war der individualrechtliche Minderheitenschutz eine jüdische Erfindung, da er zur 
Umvolkung und damit Schwächung des Volkstums führe. Zudem begünstige er die Assimila-
tion, die "das Judentum" zur Tarnung seiner Rolle als "Völkerparasit" brauche.  
Die nationalsozialistische Minderheitenpolitik im Zweiten Weltkrieg war denn auch gekenn-
zeichnet von Deportationen, Um- und Aussiedlung, Vertreibung und Vernichtung. Dies und 
die Völkerverschiebungen im Gefolge der deutschen Niederlage machten die ursprünglichen 
Schutzverträge für die nationalen Minderheiten nach 1945 in Europa gegenstandslos. Die 
Vereinten Nationen vermochten sich bisher auf keine neue Konvention zum Schutz der Min-
derheiten zu einigen.<< 
 
Reparationszahlungen nach dem Ersten Weltkrieg 
Während der Konferenz von Paris (24.-29. Januar 1921) forderten die Siegermächte eine Ent-
schädigung von 269 Milliarden Goldmark, zahlbar in 42 Jahresraten (eine unveränderliche 
feste Hauptsumme von 226 Milliarden und eine veränderliche Nebensumme von 43 Milliar-
den Goldmark). Ferner verlangte man eine 42jährige Ausfuhrabgabe von jährlich etwa 1-2 
Milliarden Goldmark (x041/85). Nach Bekanntgabe dieser unfaßbaren Forderung reagierte 
das deutsche Volk mit großer Empörung oder völliger Verzweiflung.  
Der deutsche Wirtschaftsjournalist Paul C. Martin berichtete später über die nach dem Ersten 
Weltkrieg zu zahlenden Reparationen (x286/41-42): >>... Womit hätten die Deutschen zahlen 
sollen? Nachdem ihnen Land und der Rest ihrer Schätze (Gold war im Krieg draufgegangen) 
genommen waren, konnten sie nur mit Hilfe von Waren leisten. Diese Waren aber wollten die 
Alliierten nicht abnehmen.  
Deutschland hatte - wie immer – eine passive Handelsbilanz (importierte also mehr als es ex-
portieren konnte). Wie sollte es aus einem Überschuß seine Schulden tilgen? 
Der englische Ökonom John Maynard Keynes erkannte mit seinem in Cambridge und mit lan-
ger Lektüre der "Times" geschulten Intellekt, daß das nicht funktionieren konnte. Er wurde als 
Berater des englischen Schatzamtes Mitglied der Friedensdelegation und schrieb 1919 ein 
Buch über die "Wirtschaftlichen Folgen des Friedens". Sein Gedanke "Deutschland kann nicht 
bezahlen, da die Sieger ihm verwehren, Überschüsse zu erwirtschaften". Mit dem Buch wurde 
Keynes weltberühmt – ein Beweis, daß gesunder Menschenverstand damals noch in Ehren 
stand. Genutzt hat es nichts. 
Die deutschen Reparationen wurden 1920 auf 226,4 Milliarden Goldmark festgesetzt. Das war 
36mal soviel, wie die Deutschen im letzten großen Krieg, den gegen Frankreich 1871, als 
Kontribution kassiert hatten. ...  
1921 wurden die Deutschen angewiesen, über 42 Jahre hin zu zahlen, und zwar in steigender 
Summe. Pro Jahr war das nun eine erträglichere Zahl. Aber der Denkfehler war der gleiche:  
Deutschland konnte nicht zahlen, da es nichts hatte und es ihm verwehrt war, Geld zur Zah-
lung zu verdienen. Der Zahlmeister war gar keiner.  
Es bleibt bis heute ein Rätsel, wieso das mit den Reparationen niemand früher durchschaut 
hatte. Immer hatte Deutschland mehr importiert als exportiert:  
1900 war das Verhältnis Export zu Import: 4,6 zu 5,8 Milliarden, 1905: 5,7 zu 7,1 Milliarden, 
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1910: 7,5 zu 8,9 Milliarden. Nur 1913 glich sich die Handelsbilanz beinahe aus. Deutschland 
exportierte für 10,097 Milliarden und importierte für 10,770 Milliarden Mark. ...<< 
Die deutsche Reichsregierung bat die US-Regierung am 20. April 1921 um Hilfe, da man die 
geforderten Reparationen nicht bewältigen konnte. 
Die US-Regierung schlug am 21. April 1921 eine Reparationskonferenz (mit Beteiligung der 
USA) zur Lösung der deutschen Finanzierungsprobleme vor. 
Am 29. August 1924 nahm der Reichsrat gemäß den Beschlüssen der deutschen Reichsregie-
rung die Londoner Abmachungen (Dawes-Plan) an, um das Reparationsproblem zu bewälti-
gen. Das Deutsche Reich sollte bis August 1928 jährlich 1,0-1,75 Milliarden Mark und da-
nach ab September 1928 für unbestimmte Zeit jährlich 2,5 Milliarden Mark zahlen (x041/88). 
Als Starthilfe erhielt das zahlungsunfähige Deutsche Reich im Jahre 1924 erstmalig US-
Darlehen in Höhe von 800 Millionen Goldmark, um fällige Reparationszahlungen zu leisten.  
Charles G. Dawes (1865-1951, nordamerikanischer Bankier und Politiker, "Business, not poli-
tics") erhielt für die Leitung des internationalen Ausschusses im folgenden Jahr den Friedens-
nobelpreis. 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den "Dawes-Plan" (x051/-
109): >>Dawes-Plan, Maßnahmenkatalog der Reparationskommission nach dem Ersten Welt-
krieg mit dem Ziel, die dem Deutschen Reich im Versailler Vertrag auferlegten Verpflichtun-
gen (Festlegung 19.3.23 auf 226 Milliarden Goldmark) auf die wirtschaftliche Leistungskraft 
Deutschlands abzustimmen.  
Der Dawesplan beruhte auf einem Gutachten des amerikanischen Bankiers C. G. Dawes 
(1865-1951; Friedensnobelpreis 1925) vom 9.4.24, der als Voraussetzung weiterer deutscher 
Leistungen die Stabilisierung der deutschen Wirtschaft und unter Anspielung auf Frankreich 
die Einstellung der "Faustpfandpolitik" (Ruhrkampf) forderte.  
Er sah jährliche deutsche Zahlungen von 1-1,75 Milliarden für eine Übergangszeit von vier 
Jahren und später von 2,5 Milliarden Goldmark vor; das Reich erhielt einen Stützungskredit 
von 800 Millionen Goldmark und verpfändete dafür seine Einnahmen aus Zöllen und Ver-
brauchssteuern; Frankreich verpflichtete sich zur Räumung des Ruhrgebietes binnen zwölf 
Monaten.  
Der am 16.8.24 in London geschlossene Vertrag passierte am 29.8.24 den Reichstag und trat 
zwei Tage später in Kraft. Die Folge war eine politisch-psychologische Entspannung in 
Deutschland und Europa, eine zunehmende Verflechtung der deutschen Wirtschaft mit ameri-
kanischem Kapital und eine stetig wachsende Auslandsverschuldung.  
1930 wurde der Dawesplan durch den von der NSDAP heftig bekämpften Youngplan ersetzt, 
der die Gesamthöhe der Reparationen auf 34,5 Milliarden Mark (zahlbar bis 1988) herab-
schraubte.<< 
Der deutsche Wirtschaftsjournalist Paul C. Martin berichtete später über den "Dawes-Plan" 
(x286/42-43): >>... Nach der großen Inflation von 1920/23 und einem Moratorium wurde 
1924 ein neuer Plan ausgeheckt. Diesmal unter Federführung eines Profis, des amerikanischen 
Bankiers Charles Dawes (1865-1951). Der argumentierte wie ein Bankier: Erst die Sau mä-
sten, bevor sie abgestochen wird. So bekam Deutschland gleich einen "Stabilisierungs-Kredit" 
über 800 Millionen, der zog weitere Gelder ins Land. Aus diesen Geldern konnten auch zu-
nächst die Zahlungen geleistet werden: jährlich bloß noch 2,4 Milliarden Goldmark. Dawes 
bekam für sein Kunststück den Friedensnobelpreis. 
Deutschland war Zahlmeister geworden, aber einer, der den Leuten nur jenes Geld wiedergab, 
das man dem Zahlmeister geliehen hatte. 
Das ging schief ... Die deutsche Handelsbilanz war passiv wie eh und je. Zwischen 1924 und 
1928 stiegen die Exporte von 10 auf 12,3 Milliarden Mark. Die Importe aber stiegen von 9 auf 
14 Milliarden. 1929 sah es wieder mal nach einer ausgeglichenen Handelsbilanz aus – aber 
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die Freude war kurz. Die Weltwirtschaftskrise startete, die deutsche Wirtschaft, basierend auf 
kurzfristigen Krediten, schrumpfte wie ein alter Apfel. Die bangen Fragen der Kreditgeber 
wurden drängender, die Kredite schließlich abgezogen. Das Ende war die Pleite.<< 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den "Dawes-Plan" (x068/216): >>Die Amerikaner schätzten uns richtig ein durch das 
ganze Jahrhundert. Sie wußten auf die Deutschen ist Verlaß. Erst konnten sie die Nation 
1917/18 kaputtschießen, danach, in den goldenen zwanziger, den braunen dreißiger Jahren, sie 
wieder auferstehen lassen, in den vierziger Jahren ihr erneut den Rest geben, recht kräftig so-
gar und endlich in den fünfziger Jahren sie abermals aufrüsten – ein wahrhaft wundervolles 
Geschäft, das Geschäft des Jahrtausends.  
... Im ... Jahr (1924) ist es bezeichnenderweise ein Bankier, Charles G. Dawes, der (in dem 
seinen Namen tragenden Plan) für eine Reorganisation der Deutschen Reichsbank und die 
Stabilisierung der deutschen Währung eintritt durch eine Anleihe von nicht weniger als 800 
Millionen Goldmark. 
Eine mildtätige Aktion? Ein karitativer Anflug? Ein Samariterdienst? Nun, man brauchte eine 
gewisse wirtschaftliche Gesundung, eine aktive Handelsbilanz, um weitere Reparationslei-
stungen zu bekommen, um Deutschland auch künftig auspowern zu können.  
Dabei mußte es auf die endgültige Festsetzung der Höhe der Reparationen freilich verzichten. 
Doch ermöglichte die gewaltige Geldspritze die Rückkehr der deutschen Währung zum Gold-
standard. Und da die deutsche Wirtschaft nun wieder in Schwung kommt, die deutsche Tüch-
tigkeit floriert, der innerdeutsche Markt sich förmlich bläht, zieht die erste Anleihe die nächste 
nach sich, dann immer neue mit hohen Zinssätzen natürlich, auch für langfristige Projekte, 
und bald sind die ausländischen, meist US-Anleihen auf 16 Milliarden geklettert.  
Hatte Arthur Rosenberg, der marxistische Historiker, so unrecht, als er schrieb, Deutschland 
sei damals zu einer Kolonie der New Yorker Börse geworden? Jedenfalls wuchs Deutschlands 
Verschuldung infolge dieser Kredite immer mehr. ...<< 
Am 24. Februar 1928 machte Parker Gilbert (1892-1938, nordamerikanischer Finanzpolitiker 
und US-Reparationsagent) in seinem Bericht ausdrücklich auf die schnell wachsende deutsche 
Auslandsverschuldung aufmerksam und empfahl eine sofortige Überprüfung der Reparations-
pläne (x034/363).  
Die deutsche Reichsregierung verlangte am 30. Oktober 1928 in London, Paris und Brüssel 
eine sofortige gründliche Überprüfung der geforderten Reparationszahlungen, da die finanzi-
ellen Möglichkeiten des Deutschen Reiches erschöpft seien. 
Außenminister Gustav Stresemann warnte am 14. November 1928 während einer Pressekon-
ferenz vor den Folgen der zu hohen Auslandsverschuldung (x149/51): >>Ich möchte Sie bit-
ten, bei Ihren Beurteilungen der wirtschaftlichen Lage Deutschlands und auch der anderen 
hiermit zusammenhängenden Fragen den Gedanken zugrunde zu legen, daß wir in Deutsch-
land in den letzten Jahren von gepumptem Gelde gelebt haben. Wenn einmal eine Krise bei 
uns kommt und die Amerikaner ihre kurzfristigen Kredite abrufen, dann ist der Bankrott da. 
...<<  
Im Verlauf der Pariser Sachverständigenkonferenz (Young-Plan) wurden am 7. Juni 1929 die 
aktuellen Reparationen veröffentlicht. Das Deutsche Reich sollte danach noch Reparationen 
von 113,9 Milliarden RM in 68 Raten zahlen (x034/410). 
Der Reichsausschuß für das Deutsche Volksbegehren gegen den Young-Plan veröffentlichte 
am 11. August 1929 in Berlin den Entwurf des sogenannten "Freiheitsgesetzes gegen die Ver-
sklavung des deutschen Volkes" (x034/418): >>Das Deutsche Volk hat auf Volksbegehren im 
Volksentscheid das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 
§ 1 Die Reichsregierung hat den auswärtigen Mächten unverzüglich in feierlicher Form 
Kenntnis davon zu geben, daß die erzwungene Kriegschuldanerkenntnis des Versailler Ver-
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trages der geschichtlichen Wahrheit widerspricht, auf falschen Voraussetzungen beruht und 
völkerrechtlich unverbindlich ist. 
§ 2 Die Reichsregierung hat darauf hinzuwirken, daß die Kriegsschuldanerkenntnis des Art. 
231 sowie die Art. 429 und 430 des Versailler Vertrages förmlich außer Kraft gesetzt werden. 
Sie hat ferner darauf hinzuwirken, daß die besetzten Gebiete nunmehr unverzüglich und be-
dingungslos, sowie unter Ausschluß jeder Kontrolle über deutsches Gebiet geräumt werden, 
unabhängig von Annahme oder Ablehnung der Beschlüsse der Haager Konferenz. 
§ 3 Auswärtigen Mächten gegenüber dürfen neue Lasten und Verpflichtungen nicht über-
nommen werden, die auf der Kriegsschuldanerkenntnis beruhen. 
Hierunter fallen auch die Lasten und Verpflichtungen, die aufgrund der Vorschläge der Pariser 
Sachverständigen und nach den daraus hervorgehenden Vereinbarungen von Deutschland ü-
bernommen werden sollen. 
§ 4 Reichskanzler, Reichsminister und deren Bevollmächtigte, die entgegen der Vorschrift des 
§ 3 Abs. 1 Verträge mit auswärtigen Mächten zeichnen, unterliegen den im § 92 Nr. 3 StGB 
vorgesehenen Strafen. 
§ 5 Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.<< 
Während der Konferenz in Den Haag (6.08.-31.08.1929) kam es zu einer Festlegung der end-
gültigen Reparationen (Young-Plan): Restzahlung von 34,5 Milliarden Reichsmark in 59 Jah-
ren. Danach sollte die letzte Zahlung im Jahre 1988 erfolgen (x041/90).  
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über den "Young-Plan" (x051/654-655): >>Young-
Plan, am 7.6.29 unterzeichnetes Programm zur Regelung der Reparationen, die das Deutsche 
Reich aufgrund des Versailler Vertrages an seine ehemaligen Kriegsgegner zu leisten hatte.  
Der den Dawesplan von 1924 ersetzende Youngplan, ausgearbeitet von einer am 9.2.29 in 
Paris unter dem Vorsitz des amerikanischen Bankiers Owen D. Young (1874-1962) eröffneten 
Sachverständigenkonferenz mit deutscher Beteiligung (Delegationsleiter Schacht), abschlie-
ßend beraten auf zwei Konferenzen im Haag (6.-31.8.29 und 3.-20.1.30) und rückwirkend am 
1.9.29 in Kraft getreten, legte die Gesamthöhe der Reparationen des Deutschen Reiches auf 
34,5 Milliarden RM fest, zu bezahlen in 59 Jahresraten (d.h. bis 1988). Zur Abwicklung der 
Zahlungen wurde die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich geschaffen.  
Mit dem Youngplan waren die Aufhebung der alliierten Kontrollen der deutschen Wirtschaft 
und die vorzeitige Beendigung der Rheinland-Besetzung (bis 1930) verbunden. Nachdem das 
Deutsche Reich unter dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise schon am 1.7.31 seine Reparati-
onszahlungen einstellen mußte, wurde der Youngplan durch das Lausanner Abkommen vom 
9.6.32 formell aufgehoben.  
Wichtiger als die wirtschaftliche war so die innenpolitische Bedeutung des Youngplans: Das 
von der "nationalen Opposition" (NSDAP, DNVP und Stahlhelm) initiierte Volksbegehren 
gegen den Youngplan (mit 4,1 Millionen knapp erfolgreich) machte die NSDAP und Hitler in 
Deutschland einer breiten Öffentlichkeit bekannt, auch wenn der anschließende Volksent-
scheid am 22.12.30 (mit 5,8 Millionen Stimmen) scheiterte.<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schrieb später 
über den "Young-Plan" (x068/216-219): >>... Man kam den Deutschen noch weiter entgegen 
durch eine Revision des Dawes-Planes, im sogenannten Young-Plan, benannt wiederum nach 
einem amerikanischen Finanzmagnaten, dem Industriellen und Direktor der New Yorker Fe-
deral Reserve Bank, Owen D. Young. Man reduzierte die deutschen Reparationszahlungen im 
Jahr 1929 auf 37 jährliche Zahlungen in Höhe von 2,05 Milliarden Reichsmark, danach noch 
auf 22 Jahresraten bis 1988 in Höhe von 1,65 Milliarden Reichsmark. Und zur Sicherung der 
Interessen des internationalen Finanzkapitals, besonders des amerikanischen, gründete man in 
Basel die "Bank für internationalen Zahlungsausgleich". 
Freilich erwies sich auch der Young-Plan rasch als undurchführbar. So sah bereits das Hoo-
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ver-Moratorium vom 20. Juni 1931, angeregt durch den Präsidenten Hoover, eine vorüberge-
hende Schuldensistierung vor, eine einjährige Aussetzung interalliierter Kriegsschulden und 
Reparationszahlungen im Interesse der US-Bankiers, die um die Sicherheit ihrer Investitionen 
in Deutschland bangten. Nicht genug. Im Juni/Juli 1932, ein halbes Jahr vor Hitlers Machtan-
tritt, streicht man auf der Konferenz von Lausanne mehr als 90 % der noch im Young-Plan 
geforderten Zahlungen. 
Nun war das Motiv für all diese ja in nur wenigen Jahren Deutschland gewährten Milliarden-
Kredite selbstverständlich nichts als politische und vor allem wirtschaftliche Spekulation, 
nichts als nackte Profitsucht. Ausschließlich deshalb versuchte man den ruinierten Welt-
kriegsgegner vor einer zu starken Schwächung (zugunsten Frankreichs), vor dem völligen fi-
nanziellen Fiasko, aber auch vor einer drohenden sozialistischen Revolution zu retten. 
Eine gewisse Stärke Deutschlands, wirtschaftlich und sogar militärisch, hatte gerade Präsident 
Wilson seit der deutschen Niederlage angestrebt. Und länger als ein Jahrzehnt wurde diese 
"amerikanische Stabilisierungspolitik in Deutschland" (Werner Linke) fortgesetzt. Noch 1931 
sagte Außenminister Henry Stimson zu Präsident Hoover, daß "wir fest an die Situation 
Deutschlands gebunden sind". 
Sofort nach dem Waffenstillstand begannen amerikanische Militärbeauftragte, "ein sehr enges 
und sogar herzliches Verhältnis zur deutschen Reichswehr aufzubauen, die uneingeschränkt 
pro-amerikanisch zu sein schien." Ebenfalls engagierten sich alsbald amerikanische Ge-
schäftsleute in der Weimarer Republik und bauten "systematisch ihren Anteil an der deut-
schen Wirtschaft aus", durch Kredite, durch Fusionen. Und indem Amerika Deutschland sta-
bilisieren half, "steigerte es natürlich dessen militärische Möglichkeiten" (Klaus Schwabe). 
Der ganze Geldfluß kam, gewollt oder nicht, auch der insgeheim betriebenen Wiederaufrü-
stung zugute. Denn schon lange vor Hitlers Machtergreifung war diese Wiederaufrüstung ge-
plant, hatte das Militär projektiert, die Armee von sieben auf 21 Divisionen zu erweitern. Das 
dürfte den USA schwerlich unbekannt geblieben sein, zumal man es schon Ende der zwanzi-
ger Jahre relativ weit gebracht hatte.  
Von 8 1/3 Millionen Reichsmark Gesamtausgaben des Deutschen Reiches (abzüglich der 
Überweisungen an die Länder) entfielen bereits 1928/29 nicht weniger als 63,5 % zur Dek-
kung der Folgen des letzten Krieges und zur Vorbereitung eines neuen, nämlich 5 1/3 Milliar-
den RM; während aus den restlichen 3 Milliarden RM sämtliche andere Ausgaben bestritten 
werden mußten. 
Wenn sich Hitler 1931 von dem katholischen Reichskanzler Heinrich Brüning "tief beein-
druckt" zeigte, so offenbar nicht wegen seines Glaubens, sondern wegen seines enormen Rü-
stungsprogramms. Betrieb der katholische Kanzler, ein im Weltkrieg mehrfach ausgezeichne-
ter Infanterieoffizier, doch insgeheim die deutsche Wiederbewaffnung, besonders die Förde-
rung der Luftstreitkräfte. Die "Luftfahrtabteilung" seines Verkehrsministeriums leitete jener 
Hauptmann Brandenburg, der ein Jahrzehnt später maßgebend an der Leitung der Flie-
gerangriffe auf London beteiligt war. Flugzeugfirmen wie Junkers und Heinkel wurden bereits 
stark staatlich subventioniert. Militärflieger in 44 illegalen Ausbildungslagern geschult, und in 
den Tresoren lagen detaillierte Pläne für die Bombardierung von London, Paris und der Magi-
notlinie. 
Die Staatsausgaben des Deutschen Reiches für Kriegsfolgen und Kriegsvorbereitungen betru-
gen damals, beispielsweise, das Hundertfache seiner Ausgaben für Bildung! Denn warum 
Leute bilden lassen, die man doch wieder (und immer wieder!) abschlachten läßt? Oder anders 
gesagt: Würden sich Menschen für Hasardeure und Gangster noch umbringen lassen, wären 
sie gebildet? Kritisch aufgeklärt? 
Das Verfassungs- und Außenpolitische Ziel des katholischen Zentrumskanzlers Brüning war 
weniger Erhaltung der Demokratie als vielmehr die Wiederherstellung der Monarchie, und 
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zwar in ihrer alten Machtfülle; nicht nur militärische Gleichberechtigung Deutschlands, son-
dern, visionäre Endziele freilich vorerst, Revision der deutschen Ostgrenze, vielleicht gar ei-
nes Tages, als Erbe der einstigen Donaumonarchie, die Führung Südosteuropas. "Diese Au-
ßenpolitik hat zur innerpolitischen Faschisierung Deutschlands, wenngleich ungewollt, einen 
kräftigen Beitrag geleistet, die internationalen Voraussetzungen für ein Kabinett Hitler ge-
schaffen und die ersten außenpolitischen Schritte des nationalsozialistischen Deutschland er-
möglicht" (H. Graml). 
Nun wurde Deutschland aber nicht nur offiziell von den Vereinigten Staaten unterstützt. Es 
gab eine zusätzliche inoffizielle, eine geheime Unterstützung, von der die deutsche Öffent-
lichkeit - und nicht nur sie - bis heute nichts ahnt. Diese Unterstützung leistete die internatio-
nale Hochfinanz, ganz besonders die der USA.<<  
Da das Volksbegehren gegen den Young-Plan bis zum 2. November 1929 die erforderliche 
Anzahl der Eintragungen erhielt (notwendig waren 10 % von 41.278.897 Wahlberechtigten), 
mußte der vorgeschlagene "Gesetzentwurf gegen die Versklavung des deutschen Volkes" 
durch den Reichstag geprüft werden. 
Der Reichstag lehnte am 30. November 1929 im Verlauf der 2. Lesung den "Gesetzentwurf 
gegen die Versklavung des deutschen Volkes" nach einer Abstimmung ab.  
Am 12. März 1930 stimmte der Reichstag mit 270 gegen 192 Stimmen für die Annahme Y-
oung-Plans.  
Die NS-Zeitung "Völkischer Beobachter" berichtete am 12. März 1930 über die Annahme des 
Young-Plans (x034/450): >>... Wir erklären als Spitzenorganisation des kommenden Reiches, 
daß wir nicht ruhen und rasten werden, bis mit den Novemberverbrechern auch die Verbre-
cher vom 12. März 1930 von einem deutschen Staatsgerichtshof abgeurteilt werden.<< 
Als Reichspräsident Hindenburg den nordamerikanischen Präsidenten am 20. Juni 1931 tele-
grafisch um Hilfe bat, ließ US-Präsident Hoover am 6. Juli 1931 (nach zähen Verhandlungen 
zwischen USA und Frankreich) den größten Teil der Reparationszahlungen vorübergehend 
stoppen (Zahlungsaufschub für 1 Jahr). Durch die große Massenarbeitslosigkeit (April 1931 = 
4,4 Millionen Arbeitslose, Dezember 1931 = 5,3 Millionen) verschärfte sich die deutsche 
Wirtschaftskrise aber trotzdem weiter.  
Am 18. Januar 1932 veröffentlichte die Reichsregierung die bisher gezahlten Reparationslei-
stungen. Danach zahlte das Deutsche Reich von 1921-1931 Sach- und Finanzleistungen (je-
doch ohne Gebietsverluste) in Höhe von 53,155 Mrd. Gold- bzw. Reichsmark an die Sieger-
mächte (x034/573).  
Im Verlauf der "Reparationskonferenz" von Lausanne (16.06.-9.07.1932) erließen die Sieger-
mächte dem Deutschen Reich schließlich die restlichen Reparationszahlungen - bis auf einen 
Restbetrag von 3,0 Milliarden Goldmark (x063/565).  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über die "Reparationen" (x051/-
491): >>Reparationen, 1918/19 eingeführte Bezeichnung für Wiedergutmachungsleistungen, 
die nach einem Krieg dem Verlierer auferlegt werden.  
Aus der Alleinschuld am Ersten Weltkrieg, wie sie der Versailler Vertrag in Artikel 231 dem 
Deutschen Reich anlastete, folgerten die Siegermächte auch alleinige deutsche Verpflichtung 
zur Leistung von Reparationen für die alliierten Kriegskosten und -schäden. Diese Reparatio-
nen waren zugleich als Bestrafung gedacht und sollten Deutschland empfindlich schwächen, 
damit es nicht wieder zu den Waffen greifen könnte.  
Über die Höhe der Reparationen bestand selbst unter den Siegern keine Einigkeit: Zunächst 
wurde eine vorläufige Leistung von 20 Milliarden Goldmark für die Jahre 1919-21 festgelegt, 
auf einer Reihe von Konferenzen ergab sich dann eine Gesamtforderung von 226 Milliarden 
Goldmark (Januar 21), dem von deutscher Seite nur ein Angebot von 30 Milliarden gegenü-
berstand. Der Konflikt eskalierte im Ruhrkampf und konnte auch durch ein alliiertes Ultima-
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tum vom 5.5.21 auf der 2. Londoner Konferenz (132 Milliarden Goldmark) nicht bereinigt 
werden.  
Die wirtschaftlichen Folgen der deutschen Überlastung (u.a. Inflation) wurden auch für die 
Siegermächte bedrohlich, so daß es 1924 zu einer besseren Anpassung der Reparationen an 
die deutsche Leistungsfähigkeit im Dawesplan kam. Er wurde 1929 durch eine endgültige Re-
gelung der Reparationen im Youngplan abgelöst (34,5 Milliarden RM in 59 Jahresraten), der 
aber schon bald von der Weltwirtschaftskrise ausgehöhlt wurde. Am 1.7.31 trat das einjährige 
sogenannte Hoover-Moratorium für alle interalliierten Kriegsschulden wie für die Reparatio-
nen in Kraft, die dann mit dem Lausanner Abkommen vom 9.6.32 (Schlußzahlung von drei 
Milliarden RM) ganz gestrichen wurden.  
Nach deutschen Angaben hatte das Reich bis dahin Reparationsleistungen im Wert von 53 
Milliarden Goldmark erbracht, ein Aderlaß, dessen politischer Preis eine wachsende Radikali-
sierung war. Die Reparationen als sichtbarste und schmerzhafteste Folge des Versailler Ver-
trages trugen damit wesentlich zur Ablehnung des republikanischen Systems in Deutschland 
bei und nährten insbesondere die nationalsozialistische Agitation.<<  
Der deutsche Journalist und Autor Jürgen Elsässer schrieb später über das Vorgehen der Wall 
Street bei der Reparationsfrage nach dem Ersten Weltkrieg (x321/81): >>... Der Unterschied 
zwischen der Politik der französischen Regierung und dem Vorgehen der Wall Street in der 
Reparationsfrage war der zwischen mittelalterlicher Brutalität und neuzeitlicher Raffinesse. 
Die Franzosen verhielten sich wie Raubritter, sie wollten ihr Territorium bis zum Rhein er-
weitern und alles konfiszieren, was nicht niet- und nagelfest war. 
Diese Strategie führte in das Chaos des Jahres 1923: Mit der Besetzung des Ruhrgebietes er-
reichte Paris keine erhöhten Kohle- und Stahlablieferungen - aber hätte beinahe die Machter-
greifung von extrem links (in Mitteldeutschland) oder von extrem rechts (in Bayern) ermög-
licht.  
Die Wall Street setzte nach diesem Fiasko eine clevere Wende durch: Damit man die deutsche 
Kuh bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag melken konnte, mußte man sie durch kontrollierte Füt-
terung am Leben halten, wenn auch nur knapp über dem Existenzminimum und unter scharfer 
Bewachung.  
Der Dawes-Plan 1924 und der Young-Plan von 1929 waren die operative Umsetzung des neu-
en Kurses: Deutschland erhielt amerikanische Kredite, mit denen es seine Schuldzinsen an 
Frankreich und Großbritannien bezahlen konnte, die damit wiederum ihre kriegsbedingten 
Außenstände an die Wall-Street-Banken abtrugen. Das ganze war ein perfekter Ringtausch, im 
Zuge dessen J. P. Morgan & Co. ihre Darlehenssummen umgehend zurückbekamen, ohne daß 
sich die deutsche Schuld verringerte - dafür sorgte das Zinseszins-System. …<< 
 


